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Vorwort

winston churchill wird das zitat zugeschrieben, „die Demo-

kratie ist die schlechteste Staatsform, ausgenommen alle 

anderen.” Damit wollte der britische staatsmann verdeut-

lichen, dass die Demokratie jeden tag neu erarbeitet, ja 

zuweilen auch unter schwierigkeiten erkämpft werden muss. 

Das friedliche zusammenleben der menschen in einer plura-

listischen gesellschaft ist keine selbstverständlichkeit und 

die geregelte auflösung von interessengegensätzen stellt 

immer neue herausforderung an die Politik. Dazu gehört, die 

Demokratie gegen ihre feinde, gegen die Extremisten gleich 

welcher couleur, entschieden zu verteidigen.

Diese auseinandersetzung – insbesondere mit den gegnern 

der Demokratie vom rechten rand unserer gesellschaft – ist 

in den vergangenen Jahren schwieriger und vielschichtiger 

geworden: Die rechtsextremisten haben ihre taktik verän-

dert. sie haben ihr politisches auftreten organisatorisch und 

strategisch professionalisiert. sie versuchen, sich einen bür-

gerlichen „anstrich” zu geben und versprechen sich davon 

größere akzeptanz. 

in dieser studie stehen die Erfolgs- und misserfolgsbedin-

gungen der deutschen rechtsaußenparteien auf dem Prüf-

stand. Erfolg begünstigende wie vereitelnde rahmenbedin-

gungen und gelegenheitsstrukturen werden analysiert. 

neben der nachfrageseite ist die angebotsseite, d.h. insbe-

sondere die stärken und schwächen der nPD, zu berücksich-

tigen. Die studie schließt mit einer kritischen sichtung der 

instrumente zur „Entzauberung” der Extremisten.

mit der studie will die konrad-adenauer-stiftung den antito-

talitären grundkonsens stärken und gegen Extremismen 

immunisieren, indem sie für die Demokratie wirbt, indem sie 

die Vorzüge dieser staatsform immer wieder neu erklärt, 

indem sie Demokraten heranbildet und zur übernahme von 

Verantwortung für toleranz, meinungsfreiheit und menschen-

rechte ermuntert. Der antitotalitäre grundkonsens gegen 

jede form von Extremismus, der unserer Demokratie und 
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1.  Einführung

zwei aufeinander folgende weltanschauungsdiktaturen mit 

rechts- und linksextremistischer ideologie haben in Deutsch-

land bei den Eliten wie in breiten bevölkerungskreisen zu 

einer nachhaltigen Entzauberung des politischen Extremis-

mus1 beigetragen. Doch zeigt das deutsche Parteiensystem 

im neuen Jahrtausend unübersehbare zeichen einer gradu-

ellen repolarisierung, die keineswegs von einer reideologi-

sierungswelle gespeist wird. nicht zuletzt die folgeprobleme 

der transformation im osten, des demographischen wandels 

und der globalisierung haben zur Verbesserung der Erfolg-

schancen extremistischer akteure beigetragen.

Die extrem-kriminelle Dimension des nationalsozialismus 

trug in den nachkriegsjahrzehnten maßgeblich dazu bei, 

dass rechtsextreme Parteien bei wahlen im westlichen 

Deutschland im allgemeinen schwächer abschnitten als in 

einigen europäischen ländern mit älterer Demokratietradi-

tion (wie etwa frankreich). an keiner der drei wahlpoliti-

schen mobilisationswellen, die Politikwissenschaftler für das 

nachkriegseuropa rückblickend unterschieden, waren deut-

sche rechtsaußenparteien überproportional beteiligt.2 stetig-

keit und intensität der Protestdynamiken verringerten sich 

zudem im laufe der Jahrzehnte.

Dieser befund bedarf auch für die zeit nach der epochalen 

wende von 1989/90 bislang keiner grundlegenden revision. 

Das vereinte Deutschland zählt zwar nicht zu denjenigen 

der idee der wehrhaften idee zugrunde lag, droht verloren zu gehen. wir 

knüpfen an diesen grundkonsens an.

Die Demokratie zu stärken, den wertekonsens zu festigen und politische 

willensbildung zu unterstützen, gehört zu ihren kernaufgaben der kon-

rad-adenauer-stiftung. wir wollen die zukunft der Demokratie sichern – 

und mit der Demokratie die zukunft sichern. zu dieser aufgabe soll diese 

studie einen wichtigen beitrag leisten. 

berlin, im august 2008

Dr. Michael Borchard

Leiter der Hauptabteilung Politik und Beratung

der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
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europäischen ländern (wie etwa finnland, island, luxemburg oder Portu-

gal), in denen rechtsaußenparteien völlig bedeutungslos geblieben sind. 

Es gehört aber ebenso wenig der (gar nicht so kleinen) gruppe jener Eu-

mitgliedsstaaten an, wo rechtsaußenparteien auf nationaler Ebene erd-

rutschartige stimmengewinne verbuchen und erheblichen Einfluss auf die 

politische willensbildung und Entscheidungsfindung gewinnen konnten.3 

Ein blick auf die Ergebnisse der letzten Europawahlen (2004) genügt, um 

dies hinlänglich zu verdeutlichen. Die republikaner (rEP), die als einzige 

deutsche formation eine legislaturperiode lang im Europäischen Parla-

ment vertreten waren (1989-1994), erhielten lediglich 1,9 Prozent der 

stimmen. mit der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (nPD; 0,9 

Prozent) betrug der stimmenanteil insgesamt 2,8 Prozent. Das höchste 

Einzelergebnis erzielte die Liga der Polnischen Familien (lPr) mit 15,9 

Prozent. ihr folgte der belgische Vlaams Blok (Vb) mit 14,3 Prozent. Die 

1994 aus dem neofaschistischen Movimento Sociale Italiano (msi) her-

vorgegangene italienische Alleanza Nazionale (an) kam auf 11,5 Prozent 

der stimmen. allerdings hat diese Partei einen demokratischen akkultu-

rationsprozess durchlaufen und dürfte inzwischen weitgehend als system-

loyale kraft anzusehen sein.4 Dies gilt nicht für die übrigen italienischen 

rechtsaußenparteien: Lega Nord (ln), Lista Mussolini und Fiamma Trico-

lore, die zusammen auf 6,9 Prozent der stimmen kamen. Die französi-

sche Front National (fn), deren Erfolgsserie seit mitte der achtziger Jahre 

Vorbildcharakter für viele andere europäische formationen hatte, gewann 

9,8 Prozent der stimmen. Die Dänische Volkspartei (Df) erzielte 6,9 Pro-

zent, die Freiheitliche Partei Österreichs (fPÖ) – in einer Phase des 

niedergangs als folge des Eintritts in eine ÖVP-geführte koalitionsregie-

rung, vor der Parteispaltung von 2005 – 6,3 Prozent der stimmen. 

Tab. 1: Rechtsaußenparteien bei den Europawahlen 2004

Prozent Mandate

Belgien 
Vlaams blok (Vb)

14,3 3

Dänemark 
Dansk folkeparti (Df)

6,8 1

Deutschland 
Die republikaner (rEP) 
nationaldemokratische Partei Deutschlands (nPD)

1,9 
0,9

0 
0

Frankreich 
front national (fn)

9,8 7

Italien 
alleanza nazionale (an) 
lega nord (ln) 
lista mussolini 
fiamma tricolore

11,5 
5,0 
1,2 
0,7

9 
4 
1 
1

Österreich 
freiheitliche Partei Österreichs (fPÖ)

 6,3 1

Polen 
liga Polskich rodzin (lPr)

15,9 10

Slowakei 
Prava slovenská národná strana

 2,0 0

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken.

mit hoher wahrscheinlichkeit wäre eine slowakische formation ins Euro-

paparlament eingezogen, hätten sich die nationalisten in bratislava in 

einem rechtsstreit rasch verständigen können. bei den Parlaments-

wahlen von 2006 erzielte die neu vereinte Slovenská národná strana 

(sns) 11,7 Prozent der stimmen und zog als Juniorpartner in eine von 

der linkspopulistischen Partei smer geführte koalitionsregierung ein.5 

nach italien und Österreich stellte die slowakei damit den dritten fall 

einer regierungsbeteiligung von rechtsaußenparteien dar. Die neuen Eu-

länder bulgarien und rumänien entsandten nach dem Eu-beitritt im 

Januar 2007 acht nationalistische abgeordnete (drei von der bulgarischen 

Ataka, fünf von der großrumänienpartei Partidul Românea Mare (Pmr) 

ins Europäische Parlament und ermöglichten auf diese weise die bildung 

einer fraktion („identität, souveränität, tradition”) unter beteiligung von 

fn, Vb, fPÖ, eines fraktionswechslers von der souveränistischen United 

Kingdom Independence Party (ukiP; ashley mote) sowie zweier abgeord-
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neten der kleinen italienischen formationen Alternativa Sociale (ales-

sandra mussolini) und Fiamma Tricolore (rechtsextremer msi/an-split-

ter). Durch den austritt der rumänischen abgeordneten (kurz vor dem 

Verlust der Pmr-mandate in der rumänischen Europawahl) büßte die 

gruppierung bereits im november 2007 wieder ihren fraktionsstatus ein. 

Die fragilität des bündnisses beruhte teilweise auf seiner programma-

tischen heterogenität. Die erwähnten rechtsaußenparteien bilden keinen 

block, zumal einige (wie an, ln und Df) für eine fraktionsbildung von 

vornherein nicht zur Verfügung standen. gerade die bei wahlen erfolg-

reichen formationen weisen vielfach ein diffuses ideologisch-programma-

tisches Erscheinungsbild auf, mischen nationalismus und populistischen 

Protest gegen die „Etablierten”,6 oszillieren zwischen heftiger system-

aversion und semiloyalität, durchlaufen darüber hinaus auch nicht vor-

hersehbare Veränderungsprozesse.

gilt das auch für die deutschen rechtsaußenparteien, insbesondere die 

nPD, die in den letzten Jahren die meiste aufmerksamkeit auf sich gezo-

gen hat? ist das starke öffentliche interesse angemessen, wenn die 

deutschen formationen im europäischen Vergleich eher schwach zu sein 

scheinen? gibt es tendenzen eines nachhaltigen Erstarkens? Vermindert 

sich die immunisierende wirkung der „last der Vergangenheit”? sind für 

die zukunft dauerhafte politische terraingewinne zu befürchten? besteht 

gar die gefahr einer Dekonsolidierung der Demokratie? welche strate-

gien zur Entzauberung der Extremisten bieten sich an? Der folgende 

beitrag versucht, antworten auf diese fragen zu geben, indem er die 

Erfolgs- und misserfolgsbedingungen der deutschen rechtsaußenpar-

teien, vor allem der im mittelpunkt der öffentlichen auseinandersetzung 

stehenden nPD, vor dem hintergrund der europäischen Erfahrungen auf 

den Prüfstand stellt. nach einer skizze zur wahlentwicklung im vereinten 

Deutschland werden nacheinander Erfolg begünstigende wie vereitelnde 

rahmenbedingungen und gelegenheitsstrukturen analysiert. neben der 

nachfrageseite ist die angebotsseite, d.h. insbesondere die stärken und 

schwächen der nPD, zu berücksichtigen. Der beitrag schließt mit einer 

kritischen sichtung der instrumente zur „Entzauberung” der Extremisten. 

Politischer Extremismus dient als Sammelbezeichnung für all jene Gruppie-
rungen/Bestrebungen, die sich gegen fundamentale Werte und Verfahrens- 
regeln demokratischer Verfassungsstaaten richten. Die Rechtsprechung des 
deutschen Bundesverfassungsgerichts hat die entsprechenden Prinzipien mit 
dem Begriff der „freiheitlichen demokratischen Grundordnung” umschrieben. 
Sie entsprechen weitgehend den Kriterien minimaler Demokratiedefinitionen, 
wie sie in der vergleichenden Systemforschung Verwendung finden, anknüp-
fend etwa an den „Polykratie”-Begriff Robert A. Dahls, bei dem allerdings der 
Aspekt der Gewaltenkontrolle unterbelichtet erscheint. Vgl. Robert A. Dahl,  
Polyarchy. Participation and Opposition, New Haven 1971.  
Der Begriff der „Rechtsaußenparteien” vermeidet eine Zuordnung zum Extre-
mismusbegriff, findet im Folgenden aber nur Anwendung auf Parteien, die  
zumindest in Teilen extremistische Tendenzen erkennen lassen, wie sie etwa  
in den Berichten der Verfassungsschutzämter erfasst werden. Siehe zu den  
Definitionsproblemen ausführlich: Backes, Uwe: Politische Extreme. Eine Wort-  
und Begriffsgeschichte von der Antike bis zur Gegenwart. – Göttingen:  
Vandenhoeck & Ruprecht, 2006. – S. 233-240.
Vgl. Beyme, Klaus von: Right-wing Extremism in Post-war Europe. In: Ders. 
(Hrsg.): Right-wing Extremism in Western Europe. – London: Special Issue 
West European Politics, 11, 1988. – S. 1-18; Moreau, Patrick: Die extreme 
Rechte in Europa – Ein Vergleich. In: Backes, Uwe / Steglich, Henrik: Die NPD. 
Erfolgsbedingungen einer rechtsextremistischen Partei. – Baden-Baden: Nomos 
Verlag, 2007. – S. 33-54. Zimmermann, Ekkart / Saalfeld, Thomas: The Three 
Waves of West-German Right-Wing Extremism. In: Merkl, Peter H. / Weinberg, 
Leonard (Hrsg.): Encounters with the Contemporary Radical Right. – Boulder: 
Westview Press, 1993. – S. 50-74.
Die Literatur zum europäischen Rechtsextremismus und Nationalpopulismus  
ist inzwischen sehr umfangreich. Eine aktuelle Übersicht vermitteln folgende 
Bände: Casals, Xavier (Hrsg.): Political Survival on the extreme Right.  
European Movements between the inherited Past and the need to adapt to  
the future. – Barcelona: ICPS, 2005. Eatwell, Roger / Mudde, Cas (Hrsg.):  
Western Democracies and the New Extreme Right Challenge. – London:  
Routledge, 2003. Blaise, Pierre / Moreau, Patrick (Hrsg.): Extrême droite 
et national-populisme en Europe de l’Ouest. Analyse par pays et approches 
transversals. – Brüssel: CRISP, 2004. Griffin, Roger / Loh, Werner / Umland, 
Andreas (Hrsg.): Fascism Past and Present, West and East. An International 
Debate on Concepts and Cases in the Comparative Study of the Extreme Right. 
– Stuttgart: Ibidem Verlag, 2006. Hainsworth, Paul (Hrsg.): The Politics of the 
Extreme Right. From the Margins to the Mainstream. – London: Pinter, 2000. 
Ignazi, Piero: Extreme Right Parties in Western Europe. – Oxford: Oxford Univ. 
Press, 2003. Klandermans, Bert / Mayer, Nonna: Extreme Right Activists in  
Europe. Through the Magnifying Glass. – London: Routledge, 2006. Merkl,  
Peter H. / Weinberg, Leonard (Hrsg.): Right-Wing Extremism in the Twenty-
First Century. – London: Cass, 2003. Pascal Perrineau (Hrsg.): Les croisés  
de la société fermée. L’Europe des extrêmes droites. – Paris: 2001.
Vgl. Höhne, Roland: Der Sieg der Demokratie – Die Transformation der neofa-
schistischen italienischen Sozialbewegung MSI in die rechtsnationale Alleanza 
Nazionale. In: Extremismus & Demokratie, 19 (2007) (im Erscheinen). Ignazi, 
Piero: Legitimation and evolution on the Italian right wing: social and ideologi-
cal repositioning of Alleanza Nazionale and the Lega Nord. In: South European 
Society & Politics 10 (2005), S. 333-349.
Vgl. Mareš, Miroslav: Länderporträt Slowakei. In: Jahrbuch Extremismus &  
Demokratie, Bd. 19 (2007) (im Erscheinen). 
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2.   wahlEntwicklung DEr DEut-
schEn rEchtsaussEnPartEiEn 
sEit DEr VErEinigung

Die geschichte der rechtsextremen Parteien im westlichen 

Deutschland war trotz zeitweiliger regionaler Erfolge – der 

sozialistischen reichspartei (srP) zu beginn der fünfziger 

Jahre, der nPD in der zweiten hälfte der sechziger Jahre,  

der rEP Ende der achtziger und neunziger Jahre – überwie-

gend von niederlagen und zunehmender marginalisierung 

geprägt.1 keine formation kam jemals auch nur in die nähe 

einer bundesweiten Etablierung. Diese situation hat sich bis 

heute nicht grundlegend geändert. Doch scheinen die fol-

geprobleme der deutschen Vereinigung die mobilisierungs-

chancen in jüngerer zeit wieder erhöht zu haben – eine Ent-

wicklung, die in den ersten Jahren nach der epochalen zäsur 

von 1989/90 noch kaum absehbar war.

Die neuen bundesländer zeigten in der ersten hälfte der 

neunziger Jahre keine besondere anfälligkeit für rechts-

extreme wahlmobilisierungen. bei der ersten gesamtdeut-

schen wahl vom Dezember 1990 schnitten die rechtsaußen-

parteien im alten bundesgebiet besser ab als auf dem terri-

torium der Ex-DDr.2 Doch auch in den westlichen ländern 

blieben sie weit hinter den eigenen Erwartungen zurück. Die 

rEP, die bei der Europawahl 1989 (7,1 Prozent) die fünfpro-

zenthürde überschritten und bei landtagswahlen für furore 

gesorgt hatten, erzielten nur 2,1 Prozent der zweitstimmen. 

Vgl. zur Begrifflichkeit: Backes, Uwe: „Rechtsextremismus” – Konzeptionen 
und Kontroversen. In: Ders. (Hrsg.): Rechtsextreme Ideologien in Geschichte 
und Gegenwart. – Köln: Böhlau, 2003. – S. 15-52. Decker, Frank: Der neue 
Rechtspopulismus. – Wiesbaden: Leske+Budrich, 2004. Hartleb, Florian: 
Rechts- und Linkspopulismus. Eine Fallstudie anhand von Schill-Partei und 
PDS. – Wiesbaden: VS, 2004.

6|
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Der unverhoffte Vereinigungsprozess hatte die streitthemen der Partei 

(vor allem die ausländer- und asylproblematik) zeitweilig in den hinter-

grund treten lassen.3 Der zweitstimmenanteil der rechtsaußenparteien4 

belief sich auf 2,6 Prozent im wahlgebiet west und nur 1,6 Prozent im 

wahlgebiet ost (siehe tab. 2). 

Tab. 2: Zweitstimmenanteil der Rechtsaußenparteien bei den Bundes-

tagswahlen 1990-2005 nach Wahlgebieten West und Ost

wahlgebiet west  
(in Prozent)

wahlgebiet ost  
(in Prozent)

Differenz  
(Prozenpunkte)

DVu rEP nPD summe DVu rEP nPD summe

1990 -- 2,3 0,3 2,6 -- 1,3 0,3 1,6 -1,0
1994 -- 2,0 -- 2,0 -- 1,3 -- 1,3 -0,7
1998 0,8 1,9 0,1 2,9 2,8 1,5 0,7 5,0 +2,1
2002 -- 0,6 0,3 0,9 -- 0,5 1,2 1,7 +0,8

2005 -- 0,6 1,1 1,7 -- 0,4 3,6 4,0 +2,3

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken. Wahlgebiet West 
entspricht dem früheren Bundesgebiet (einschließlich Berlin-West), Wahlgebiet Ost 
dem Territorium der ehemaligen DDR (einschließlich Berlin-Ost).

bei der darauf folgenden bundestagswahl zeigte sich wie schon bei land-

tagswahlen zuvor, dass die rEP ihren höhepunkt überschritten hatten. 

ihr stimmenanteil ging im westen von 2,3 auf 2,0 Prozent zurück, ob-

wohl weder DVu noch nPD als konkurrenten auftraten. im osten hinge-

gen konnten sie ihren – bescheidenen – stimmenanteil von 1,3 Prozent 

behaupten. Die ost-west-Differenz schrumpfte auf 0,7 Prozentpunkte. 

Die bundestagswahl 1998 zeigte erstmals steigende mobilisierungschan-

cen der rechtsaußenparteien im östlichen Deutschland. Von ihnen profi-

tierten zudem „härtere” formationen. zeitweilig galt die DVu als aus-

sichtsreichste anwärterin auf die nachfolge der rEP in der rolle der 

rechtsextremen wahl-lokomotive. sie blieben im westen hinter den rEP 

zurück, überrundeten sie jedoch im osten (2,8 Prozent), obwohl die rEP 

hier – im gegensatz zum früheren bundesgebiet – leicht zulegen konnten 

(von 1,5 auf 1,9 Prozent). Die DVu hatte wenige monate zuvor bereits 

bei der landtagswahl in sachsen-anhalt ihre mobilisierungsfähigkeit 

unter beweis gestellt, als sie mit dem sensationellen Ergebnis von 12,9 

Prozent in den magdeburger landtag eingezogen war.5 Die resultate der 

nPD erschienen daneben sehr bescheiden, obwohl ihr stimmenanteil bei 

der bundestagswahl 1998 im wahlgebiet ost immerhin 0,7 Prozent 

erreichte – ein Vielfaches ihres anteils im westen (0,1 Prozent). Die 

summe der stimmenanteile der drei rechtsaußenparteien betrug im 

osten 5,0 Prozent und lag damit um 2,1 Prozentpunkte über den Ergeb-

nissen der westländer.

Tab. 3: Zweitstimmenanteile von Rechtsaußenparteien über drei Prozent 

bei Landtagswahlen, 1990-2006

land wahljahr Partei
zweitstimmen- 
anteil (Prozent)

mandate

bayern 1990 rEP 4,9 --

saarland 1990 rEP 3,4 --

berlin 1990 rEP 3,1 --

bremen 1991 DVu 6,2 6

baden-württemberg 1992 rEP 10,9 15

schleswig-holstein 1992 DVu 6,3 6

hamburg 1993 rEP 4,8 --

bayern 1994 rEP 3,9 --

niedersachsen 1994 rEP 3,7 --

baden-württemberg 1996 rEP 9,1 14

schleswig-holstein 1996 DVu 4,3 --

hamburg 1997 DVu 4,9 --

bayern 1998 rEP 3,7 --

sachsen-anhalt 1998 DVu 12,9 16

brandenburg 1999 DVu 5,3 5

bremen 1999 DVu 3,0 1

thüringen 1999 DVu 3,1 --

baden-württemberg 2001 rEP 4,4 --

saarland 2004 nPD 4,0 --

sachsen 2004 nPD 9,2 12

brandenburg 2004 DVu 6,1 6

sachsen-anhalt 2006 DVu 3,0 --

berlin-ost 2006 nPD 4,0 --

mecklenburg-Vorpommern 2006 nPD 7,3 6

bremen  
(wahlbereich bremerhaven)

2007 DVu 5,4 1

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken.
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Dass die nPD im osten auf landesebene einmal ähnlich hohe werte 

erreichen könnte wie die DVu (oder die rEP im westen), hielten viele 

beobachter für sehr unwahrscheinlich. wider Erwarten vermochte die 

Partei jedoch allmählich terraingewinne zu verbuchen. bei der bundes-

tagswahl 2002 kam sie im westen zwar nur auf 0,3 Prozent, erreichte 

aber im osten immerhin einen stimmenanteil von 1,2 Prozent. sie profi-

tierte dabei vom weiteren niedergang der rEP und der wahlabstinenz der 

DVu, deren Personaldecke für eine bundesweite kandidatur zu schwach 

war und deren auseinander gebrochene sachsen-anhaltinische landtags-

fraktion für ständige negativschlagzeilen gesorgt hatte. Die nPD konnte 

den stimmenverlust der beiden konkurrenten allerdings nicht ausglei-

chen, und im osten schnitten die beiden rechtsaußenparteien nur um 

0,8 Prozentpunkte besser ab als im westen.

wie das wahljahr 2004 bewies, war die nPD noch nicht am Ende ihrer 

mobilisierungsfähigkeit angelangt. im saarland kam sie auf 4,0 Prozent, 

in sachsen konnte sie mit 9,2 Prozent der stimmen seit 1968 erstmals 

wieder in einen landtag einziehen. zugleich gelangte die DVu in bran-

denburg zum zweiten mal in folge und mit einem etwas verbesserten 

stimmenergebnis (6,1 Prozent) in das landesparlament. bei den land-

tagswahlen in thüringen fiel das Ergebnis vergleichsweise bescheiden 

aus, doch erreichten rEP und nPD zusammen immerhin 3,6 Prozent. 

auch bei den landtagswahlen des Jahres 2006 erzielten rechtsaußen-

parteien im osten überall drei Prozent der stimmen und mehr: in sach-

sen-anhalt kam die DVu auf 3,0 Prozent, in mecklenburg-Vorpommern 

zog die nPD erneut in ein landesparlament ein (mit 7,3 Prozent).6 bei 

den wahlen zum berliner abgeordnetenhaus erzielte sie im osten 4,0 

Prozent der stimmen (im westen 1,7 Prozent). in den östlichen bezirken 

marzahn-hellersdorf (5,4 Prozent) und lichtenberg (5,1 Prozent) über-

schritt der stimmenanteil die fünfprozentmarke. bei den wahlen zu den 

bezirksverordnetenversammlungen am gleichen tag erhielt sie neun von 

ihren insgesamt elf mandaten in den östlichen bezirken.7

Die Differenz der beiden wahlgebiete ost/west war bereits zuvor bei der 

vorgezogenen bundestagswahl vom september 2005 zum ausdruck 

gekommen. Die nPD konnte ihren stimmenanteil gegenüber der bundes-

tagswahl von 2002 vervierfachen und erzielte mit 1,6 Prozent der zweit-

stimmen das drittbeste Ergebnis ihrer wahlgeschichte. sie blieb zwar 

deutlich hinter dem Ergebnis von 1969 zurück, als sie mit 4,3 Prozent 

knapp an der fünfprozentmarke gescheitert war. Doch kam sie diesem 

Ergebnis im wahlgebiet ost (einschließlich berlin-ost) mit 3,6 Prozent 

erheblich näher als im wahlgebiet west (1,1 Prozent).

Abb. 1: NPD-Zweitstimmenanteil bei den Bundestagswahlen 1965-2005

Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Wahlstatistiken. Bei der 
Bundestagswahl 1994 hatte die NPD auf eine Kandidatur verzichtet.

in allen östlichen ländern überschritt sie den Durchschnittswert des 

wahlgebiets west deutlich. zwischen dem „stärksten” westlichen land 

(saarland: 1,8 Prozent) und dem „schwächsten” östlichen (sachsen-

anhalt: 2,5 Prozent) lagen immerhin noch 0,7 Prozentpunkte. Das beste 

Ergebnis auf landesebene erzielte die nPD, angesichts früherer Ergeb-

nisse nicht überraschend, in sachsen mit 4,8 Prozent der zweitstimmen. 

Eine hochburg blieb der wahlkreis sächsische schweiz (7,1 Prozent der 

zweitstimmen; Direktkandidat: der königsteiner fahrlehrer uwe leich-

senring). 
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Tab. 4: Ergebnisse der NPD bei den Bundestagswahlen 2002 und 2005 

(Bund und Länder)

Erststimmen 
2005

Erststimmen 
2002

zweitstimmen 
2005

zweitstimmen 
2002

bund 857.777 1,8% 103.209 0,2% 748.568 1,6% 215.232 0,4%

baden-w. 92.847 1,6% 3.499 0,1% 66.644 1,1% 16.404 0,3%

bayern 126.059 1,8% -- -- 95.196 1,3% 16.796 0,2%

berlin 33.508 1,8% 10.893 0,6% 29.070 1,6% 11.260 0,6%

brandenb. 51.389 3,3% 10.772 0,7% 50.280 3,2% 23.271 1,5%

bremen 5.513 1,5% 1.279 0,3% 5.341 1,4% 1.801 0,5%

hamburg 10.135 1,1% 4.159 0,4% 9.463 1,0% 1.956 0,2%

hessen 51.499 1,5% 11.444 0,3% 41.380 1,2% 12 613 0,4%

meckl.-V. 32.944 3,3% 1.259 0,1% 34.747 3,5% 8.190 0,8%

nieders. 62.313 1,3% 6.536 0,1% 59.744 1,3% 12.905 0,3%

nordrh.-w. 97.166 0,9% 3.686 0,0% 80.512 0,8% 25.883 0,2%

rheinld.-Pf. 36.481 1,5% 5.469 0,2% 31.012 1,3% 10.321 0,4%

saarland 10.920 1,7% 6.967 1,1% 11.459 1,8% 4.449 0,7%

sachsen 131.718 5,0% 26.658 1,0% 126.701 4,8% 36.814 1,4%

sachsen-a. 40.324 2,8% 5.992 0,4% 36.970 2,5% 14.296 1,0%

schlesw.-h. 17.497 1,0% 2.057 0,1% 17.061 1,0% 4.701 0,3%

thüringen 57.464 4,0% 2.539 0,2% 52.988 3,7% 13.572 0,9%

Quelle: Amtliche Wahlstatistik.

aufmerksamkeit erregte der plötzliche tod der nPD-spitzenkandidatin  

im wahlkreis 160 (Dresden i), der zur nPD übergetretenen ehemaligen 

rEP-landesvorsitzenden kerstin lorenz. Die wahl musste in diesem 

wahlkreis auf den 2. oktober 2005 verschoben werden. mit dem von der 

nPD nach-nominierten Direktkandidaten franz schönhuber, dem ehema-

ligen rEP-bundesvorsitzenden, konnte die Partei ihren zweitstimmenan-

teil gegen-über der bundestagswahl 2002 von 0,8 auf 2,6 Prozent stei-

gern. Das Erststimmenergebnis schönhubers (2,4 Prozent) dürfte von 

vielen anhängern als Enttäuschung empfunden worden sein.

auch wenn auf diese weise grenzen der mobilisierungsfähigkeit sichtbar 

wurden, bleibt doch das faktum bestehen, dass die nPD vor allem in den 

östlichen ländern seit einigen Jahren deutlich wachsende stimmenanteile 

verbuchen und auf regionaler Ebene spektakuläre wahlerfolge erzielen 

konnte. wie später zu zeigen sein wird (siehe abschnitt iii), handelt es 

sich nicht um eine „weiche” national-populistische Partei von der art der 

rEP, des französischen fn oder des belgischen Vb, sondern um eine 

„harte” rechtsextremistische organisation, die eine symbiotische bezie-

hung zu militanten subkulturen unterhält und eine nahe geistesver-

wandtschaft zum historischen nationalsozialismus aufweist. Das regio-

nale reüssieren einer „harten” rechtsextremistischen Partei mit kaum 

verhohlener systemfeindschaft stellt nicht nur im westeuropäischen 

rahmen einen in hohem maße erklärungsbedürftigen ausnahmefall dar.

Vgl. Backes, Uwe/Jesse, Eckhard: Politischer Extremismus in der Bundes- 
republik Deutschland. – 4. Aufl.. – Bonn: Bundeszentrale für Politische Bildung, 
1996. – S. 60-137.
Siehe auch zum Folgenden: Backes, Uwe: Rechtsextreme Wahlmobilisierung 
und Demokratiekonsolidierung im östlichen Deutschland. In: Totalitarismus 
und Demokratie 4 (2007), S. 17-43.
Vgl. nur Backes, Uwe / Moreau, Patrick: Die extreme Rechte in Deutschland.  
Geschichte – gegenwärtige Gefahren – Ursachen – Gegenmaßnahmen. –  
2. Auflage. – München: Akad. Verl., 1994. – S. 77-103.
Mit dem Anteil der noch schwachen NPD. Die Deutsche Volksunion (DVU) des 
Münchener „National-Zeitung”-Verlegers Gerhard Frey trat nicht an.
Vgl. vor allem Holtmann, Everhard: Die angepassten Provokateure. Aufstieg 
und Niedergang der rechtsextremen DVU als Protestpartei im polarisierten  
Parteiensystem Sachsen-Anhalts. – Opladen: Leske+Budrich, 2002.
Vgl. Pingel-Schliemann, Sandra / Ohse, Karl-Georg: Der Wahlerfolg der NPD  
in Mecklenburg-Vorpommern. In: Deutschland Archiv 39 (2006), S. 968-973. 
Jesse, Eckhard: Wahlen 2006. In: Jahrbuch Extremismus & Demokratie,  
19 (2007) (im Erscheinen).
Vgl. Senatsverwaltung für Inneres/Abteilung Verfassungsschutz Berlin (Hrsg.): 
Wählerbewegungen im extremistischen Spektrum in Berlin. – Berlin 2006. –  
S. 12-14.
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3.   Erfolg bEgünstigEnDE  
faktorEn

3.1  PolitiSchE, SoziAlE, öKonoMiSchE,  

KUltUrEllE rAhMEnBEdingUngEn

angesichts der ost-west-Differenz liegt die annahme nahe, 

die folgeprobleme der transformation seien eine wesentliche 

ursache für die erhöhten mobilisierungschancen einer harten 

rechtsextremistischen Partei. Eine anzahl von indikatoren 

deutet in der tat darauf hin, dass die politischen, sozialen, 

ökonomischen und kulturellen rahmenbedingungen im öst-

lichen Deutschland vergleichsweise günstig sind.

so ist der anteil derer, die die Demokratie für die beste 

staatsform halten, im östlichen Deutschland geringer als im 

westlichen. zwar ist Demokratiezufriedenheit im östlichen 

wie im westlichen Deutschland erheblichen konjunkturellen 

schwankungen unterworfen – je nach der wahrnehmung der 

politischen, sozialen und ökonomischen situation. Jedoch 

bewegen sich diese schwankungen im westen auf einem 

deutlich höheren zufriedenheitsniveau. 

Tab. 5: Beurteilung der Demokratie als Staatsform, 2000 (in Prozent)

west ost

„Die Demokratie in Deutschland ist die beste staatsform.” 80 49

„Es gibt eine andere staatsform, die besser ist.” 9 27

„Die Demokratie ist die beste staatsform.” 92 78

„Es gibt eine andere staatsform, die besser ist.” 3  8

Quelle: Konsolidierung der Demokratie in Mittel- und Osteuropa 2000; Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), in Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung (WZB) und dem Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, 
Mannheim (ZUMA): Datenreport 2004. Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik 
Deutschland. – 2., aktualisierte Auflage – Berlin: Bundeszentrale für Politische Bil-
dung, 2006. – S. 649.

Abb. 2: Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie im östlichen 

und westlichen Deutschland, 1991-2003 (in Prozent)

Quelle: Eurobarometer 1991-2003; Statistisches Bundesamt (Hrsg.): In Zusam-
menarbeit mit dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) und 
dem Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim (ZUMA): Daten-
report 2004. Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik Deutschland. – 2., aktuali-
sierte Auflage. – Berlin: Bundeszentrale für Politische Bildung, 2006. – S. 649.

man mag einwenden, Demokratiezufriedenheit sei kein zuverlässiger in-

dikator für Demokratieloyalität. höhere oder niedrigere Demokratiezufrie-

denheit kann beispielsweise von unterschiedlichen objektiven leistungen 

(oder fehlleistungen) des politischen systems oder von divergierenden 
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Erwartungsniveaus abhängen. wichtiger für die frage der Demokratie-

konsolidierung ist die abhängigkeit der Demokratiezufriedenheit von den 

ökonomischen Erwartungen der bürger. Die größere output-abhängigkeit 

der Demokratiezufriedenheit ist im östlichen Deutschland u.a. auf ein 

höheres maß an Etatismus zurückzuführen, d.h. die bürger sehen den 

staat stärker in der Verantwortung für ökonomische Prosperität als im 

westen. Diese haltung geht einher mit einer positiveren bewertung des 

sozialismus. Der feststellung, „Der sozialismus ist im grunde eine gute 

idee, die nur schlecht ausgeführt wurde”, stimmten im Jahr 2000 im 

westen 51 Prozent der befragten, im osten 76 Prozent der befragten zu.1

gewiss lässt sich aus dieser antwort keine generelle Demokratievernei-

nung ablesen, wohl aber eine Erklärung für die stärkere output-abhän-

gigkeit der Demokratiezufriedenheit. Diese geht im östlichen Deutschland 

zudem mit einem höheren maß an Demokratieverneinung einher als im 

westlichen. wie internationale Vergleichsstudien zeigen, ist dieser unter-

schied signifikant. so ergab die auswertung eines Dreiwellen-Panels mit 

befragungen in den Jahren 1994, 1998 und 2002, dass der gemessene 

anteil der (in der studie so genannten) „nichtdemokraten” an der bevöl-

kerung im östlichen Deutschland wesentlich höher lag als im westlichen. 

noch dazu ging deren anteil im untersuchungszeitraum im westen zu-

rück, während er im osten anstieg.

Eine untersuchung von kerstin Völkl unterscheidet vier kategorien, nach 

denen befragte in bezug auf ihre haltung zur Demokratie klassifiziert 

werden: zufriedene Demokraten, kritische Demokraten, opportunistische 

Demokraten und nichtdemokraten.

als „nichtdemokraten” firmierten in der studie jene befragten, die „de-

mokratische ordnungsvorstellungen” ablehnten oder „ambivalent” beur-

teilten. auch waren sie „mit dem aktuellen funktionieren der Demokratie 

unzufrieden oder bewerteten sie weder positiv noch negativ”.2 Es handel-

te sich mithin um eine relativ „weiche” Definition. legt man strengere 

maßstäbe zugrunde, sinkt folglich deren anteil. Eine engere Definition 

verwandten etwa Dieter fuchs und hans-Dieter klingemann in ihrer breit 

angelegten untersuchung zur Demokratieunterstützung in osteuropa. sie 

sprechen dann von „autokratischen” Einstellungen, wenn die befragten 

für eine dominierende rolle des militärs oder für einen „starken führer” 

(„strong leader”) plädieren, der sich nicht um wahlen oder parlamentari-

sche beratungen zu scheren brauche. nach den für die zweite hälfte der 

neunziger Jahre erhobenen Daten unterstützten nur zwei Prozent der 

ostdeutschen (und ein Prozent der westdeutschen) ein autokratisches 

regime. Dabei schneidet Deutschland in beiden landesteilen besser ab 

als andere Demokratien des westens wie etwa die usa (fünf Prozent der 

bevölkerung plädierten im schnitt für ein autokratisches regime). im 

internationalen Vergleich waren die ostdeutschen werte mit blick auf die 

Demokratie als ideal, die Demokratie als real existierendes system (in 

Deutschland), die ablehnung der gewalt als mittel der Politik und die 

wertschätzung rechtsstaatlicher Verfahren wenig besorgniserregend. 

noch günstiger fiel das bild im Vergleich mit ost- und ostmitteleuropä-

ischen staaten aus.

Abb. 3: Bevölkerungsanteil von Befragten, die der Demokratie ablehnend 

gegenüberstehen, im östlichen und westlichen Deutschland, 1994-2002 

(in Prozent)
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Quelle: Trafo-Querschnitt-Datensatz; Völkl, Kerstin: Fest verankert oder ohne Halt? 
Die Unterstützung der Demokratie im vereinigten Deutschland. In: Gabriel, Oscar 
W. / Falter, Jürgen W. / Rattinger, Hans (Hrsg.): Wächst zusammen, was zusam-
mengehört? Stabilität und Wandel politischer Einstellungen im wiedervereinigten 
Deutschland. – Baden-Baden: Nomos, 2005. – S. 249-284, hier S. 263.

Diesen befund bestätigt auch der „Demokratiewiderstandsindex”, den 

Jörg Jacobs, olaf müller und gert Pickel auf der grundlage von New 

Democracies Barometer-Daten entwickelt haben. so war das gemessene 

Demokratiewiderstandspotential in den östlichen deutschen ländern zwar 

deutlich stärker ausgeprägt als in westdeutschland, großbritannien und 

den usa, fiel aber zugleich erheblich niedriger aus als in Polen, der 
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slowakei, litauen, ungarn – oder gar russland, das am Ende der skala 

rangierte.3

Tab. 6: Demokratiewiderstandsindex

austausch 
der  

Demokratie

Prinzipien  
der  

Demokratie

reaktivität  
des staates

eigene 
rolle in 

der Politik

staat  
beeinflusst 
wirtschaft

aggregierter 
index

usa 0.19 0.98 0.64 0.06 0.85 0.641

groß- 
britannien

0.84 1.23 0.30 0.69 1.48 0.763

west-
deutschland

0.06 0.91 0.62 0.78 1.23 0.721

ost- 
deutschland

0.20 0.83 1.03 1.12 2.59 1.144

tschechien 0.52 1.18 0.84 0.82 2.20 1.114

Polen 0.28 1.61 0.79 1.22 2.68 1.316

slowakei 0.36 0.97 0.87 1.08 2.87 1.231

ungarn 0.90 1.45 1.10 1.30 2.42 1.436

bulgarien 0.64 1.22 0.26 0.73 2.82 1.145

litauen 0.49 1.88 0.96 0.94 2.37 1.329

russland 1.32 1.45 1.50 1.10 3.16 1.705
 
Quelle: Jacobs, Jörg Müller, Olaf / Pickel, Gert: Persistence of the Democracies in 
Central and Eastern Europe. Consolidation, Stability, and People’s Power of Resist-
ing. In: Pollack, Detlef / Jacobs, Jörg / Müller, Olaf / Pickel , Gert (Hrsg.): Political 
Culture in Post-Communist Europe. Attitudes in New Democracies. – Aldershot:Attitudes in New Democracies. – Aldershot: 
Ashgate, 2003. – S. 91-114, hier 103-105. Datengrundlage: International Social 
Survey Program 1996; n>850; Index-Werte: 0-0.9 „keinerlei Widerstand”, 1-1.9 
„gemäßigter Widerstand”, 2-2.9 „starker Widerstand”, 3-3.9 „extrem starker Wider-
stand”, 4.0 „auf Sand gebaut”.

wenn diese internationalen Vergleichsdaten es auch geraten erscheinen 

lassen, die unterschiede zwischen westlichem und östlichem Deutschland 

nicht überzubetonen, bleibt doch der befund einer schwächeren bindung 

bzw. einer größeren skepsis der ostdeutschen bevölkerung an werte und 

Verfahrensregeln des demokratischen Verfassungsstaates bestehen. Die 

rahmenbedingungen für die Entfaltung extremistischer strömungen un-

terschiedlicher Provenienz sind daher im östlichen Deutschland günstiger 

als im westlichen.

Ein weiterer indikator ergänzt diesen befund um einen für die rechte 

Variante des politischen Extremismus bedeutsamen tatbestand. Der von 

den niederländischen sozialwissenschaftlern marcel coenders, marcel 

lubbers und Peer scheepers auf der grundlage von umfragedaten des 

European Social Survey erstellte immigrationswiderstandsindex zeigt das 

ausmaß der ablehnung gegenüber immigranten in den Eu-mitglieds-

staaten an. zunächst ist festzustellen, dass es keine klare Differenz 

zwischen alten und neuen Eu-staaten gibt. so liegen mit griechenland 

und ungarn jeweils ein altes und ein neues mitgliedsland an der spitze 

der staaten mit hohen widerstandswerten.

Abb. 4: Widerstand gegenüber Immigranten in EU-Mitgliedstaaten, 

2002/2003

Quelle: Coenders, Marcel / Lubbers, Marce / Scheepers, Peer: Majoritie’s attitudes 
towards minorities in Western and Eastern European Societies. Results from the  
European Social Survey 2002-2003. Report 4 for the European Monitoring Centre 
on Racism and Xenophobia. – University of Nijmegen, 2005. – S. 3. Datenbasis: 
European Social Survey, 2002/03. Von links nach rechts: Finnland, Schweden,  
Dänemark, Großbritannien, Irland, Niederlande, Belgien, Luxemburg, Deutschland-
West, Deutschland-Ost, Österreich, Spanien, Portugal, Italien, Griechenland, Polen, 
Tschechien, Ungarn, Slowenien.

Polen bleibt deutlich unter dem mittelwert 0,5. Ältere Eu-länder wie 

großbritannien, Österreich und Portugal erreichen überdurchschnittliche 

werte. Der befund für Deutschland erscheint auf den ersten blick ver-

gleichsweise günstig: beide landesteile liegen unter dem Eu-mittelwert. 

allerdings ist der widerstandswert im östlichen Deutschland höher als im 

westlichen. zudem erscheint das Ergebnis für das östliche Deutschland 
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weit weniger schmeichelhaft, berücksichtigt man die vergleichsweise 

niedrige immigrantenquote. so lag der ausländer-anteil an der wohnbe-

völkerung anfang 2004 in gesamtdeutschland bei 8,9 Prozent, in sach-

sen aber lediglich bei 2,8 Prozent.4 Einer der gründe für die ausgepräg-

ten abwehrhaltungen dürfte darin bestehen, dass sich in der DDr keine 

kultur des umgangs mit immigranten entwickeln konnte. Die gesell-

schaft des westlichen Deutschland benötigte dafür unter Pluralitätsbedin-

gungen viele Jahrzehnte und durchlief schwierige lernprozesse, die 

keineswegs als abgeschlossen gelten können.

Die systematische zerstörung der bürgerkultur unter zwei aufeinander 

folgenden Diktaturen wirkt im östlichen Deutschland noch nach, auch 

wenn sich Pluralismus und zivilgesellschaft rasch revitalisieren konnten. 

Die soziale Verankerung der nPD in einigen regionen des ostens legt 

Defizite offen. so wird den initiativen der Partei (etwa bei der ansprache 

Jugendlicher) vielerorts zu wenig entgegengesetzt. Die schwäche der 

zivilen gesellschaft findet ihren ausdruck in der geringen rekrutierungs-

fähigkeit der Parteien. zwar ist der anteil der bevölkerung, der als Partei-

mitglied bereit ist, politische Verantwortung zu übernehmen, im östlichen 

wie im westlichen Deutschland seit Jahren rückläufig, bewegt sich aber 

auf unterschiedlichem niveau. was die cDu/csu angeht, lag der anteil 

der Parteimitglieder an der eintrittsberechtigten bevölkerung (Personen 

über 16 Jahre) im westen 2003 knapp dreimal so hoch wie im osten. bei 

der sPD war der anteil im westen sogar sechsmal so hoch. Dagegen wies 

die PDs/linkspartei trotz starken mitgliederrückgangs und chronischer 

überalterung im osten immer noch eine mehr als vierzigmal höhere 

rekrutierungsfähigkeit auf als im westen (siehe abb. 5). 

Abb. 5: Rekrutierungsfähigkeit der Parteien, 2003 (Deutschland Ost/West 

ohne Berlin)

Quelle: Eigene Berechnung nach: Oskar Niedermayer: Parteimitgliedschaften im 
Jahre 2004. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen 36 (2005), S. 382-389.

Die noch immer vergleichsweise hohe rekrutierungsfähigkeit der PDs 

erklärt u.a., warum die nPD um deren milieu in der Vergangenheit inten-

siv geworben hat. während die PDs jedoch an der überalterung ihrer 

mitgliederbasis litt und bei den jungen wählern akzeptanzprobleme 

hatte,5 bot die nPD auf der mitglieder- wie auf der wählerebene ein ver-

gleichsweise jugendliches bild. so ergab eine analyse der nPD-mitglieder, 

die im Jahr 2004 bei wahlen kandidierten (15 Prozent der mitglieder), 

das überaus geringe Durchschnittsalter von 39,5 Jahren. Die stärkste 

altersgruppe stellten die 26-35jährigen (36,1 Prozent).6 auf der wähler-

ebene war die situation ähnlich. so erreichte die nPD bei der bundes-

tagswahl 2005 in der gruppe der 18-25jährigen jeweils ihren höchsten 

zweitstimmenanteil: 2,9 Prozent im wahlgebiet west, 7,3 Prozent im 

wahlgebiet ost. bei den männlichen wählern dieser altersgruppe lagen 

die Ergebnisse noch höher: 4,0 Prozent im westen, 9,5 Prozent im os-

ten.7 mit wachsendem alter sank der anteil der nPD-wähler an der jewei-

ligen Vergleichsgruppe. 

zu den größten sorgen der – jüngeren wie der älteren – bürger, vor 

allem der östlichen länder, zählte die anhaltend hohe arbeitslosigkeit, 

verbunden mit dem Eindruck, die „politische klasse” sei nicht in der lage, 

bei ihrer bekämpfung wesentliche fortschritte zu erzielen. zu diesem 

stimmungsbild trug der erneute anstieg der arbeitslosigkeit in den 
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Jahren 2002 bis 2005 nach zeitweiligem leichten rückgang in den Jahren 

1998 bis 2001 bei. (siehe abb. 6). Die von der rot-grünen bundesregie-

rung eingeleiteten arbeitsmarkt- und sozialreformen („hartz iV”) lösten 

vor allem im östlichen Deutschland eine Protestwelle aus.

Abb. 6: Arbeitslosenquoten Ost/West, 1991-2006

Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Arbeitslosenquoten bezogen auf abhängige zivile 
Erwerbspersonen. Die Zahlen für die Jahre 2005 und 2006 sind mit denen der Vor-
jahre wegen des Eingangs der Sozialhilfeempfänger in die Arbeitslosenstatistik nur 
bedingt vergleichbar.

offenbar profitierte die nPD von der Proteststimmung. Die anstren-

gungen der nPD brachten bei der bundestagswahl 2005 zwar keinen 

Durchbruch, waren aber keineswegs erfolglos. Die Vermutung, die nPD 

habe bei den arbeitslosen und den von arbeitslosigkeit gefährdeten 

überproportionale stimmengewinne verbucht, wurde schon durch einen 

blick auf die wahlkreise mit den höchsten nPD-Ergebnissen gestützt. so 

erzielte sie in sachsen und mecklenburg-Vorpommern überdurchschnitt-

liche Ergebnisse fast ausschließlich in wahlkreisen mit besonders hoher 

arbeitslosenquote (siehe tab. 7).

Tab. 7: NPD-Zweitstimmenanteil und Arbeitslosenquote in sächsischen 

und mecklenburg-vorpommerschen Wahlkreisen, Bundestagswahl 2005

wahlkreis
zweitstimmenanteile  

für die nPD in %
arbeitslosenquote  

Ende 2004

leipzig ii 2,2 19,8

Dresden i 2,6 17,1

leipzig i 3,0 19,8

chemnitz 3,2 20,7

zwickauer land - zwickau 3,6 20,6

Dresden ii - meißen i 4,1 17,1

leipziger land - muldentalkreis 4,4 20,4

Vogtland - Plauen 4,6 18,0

chemnitzer land - stollberg 4,7 19,0

Delitzsch - torgau-oschatz - riesa 5,2 20,7

Döbeln - mittweida - meißen ii 5,8 20,7

löbau-zittau - görlitz - niesky 6,0 26,2

freiberg - mittlerer Erzgebirgskreis 6,1 19,8

annaberg - aue-schwarzenberg 6,3 21,1

bautzen - weißwasser 6,3 22,8

kamenz - hoyerswerda - großenhain 6,5 26,2

sächsische schweiz - weißeritzkreis 7,1 15,4

freistaat sachsen 4,8 19,7

rostock 2,0 21,5

wismar - nordwestmecklenburg - Parchim 3,1 18,8

schwerin - ludwigslust 3,3 16,1

bad Doberan - güstrow - müritz 3,3 23,3

stralsund - nordvorpommern - rügen 3,6 27,5

greifswald - Demmin - ostvorpommern 4,5 28,0

neubrandenburg - mecklenburg-strelitz - 
uecker-randow

4,5 27,3

mecklenburg-Vorpommern 3,5 23,3

Quelle: Amtliche Statistiken.

bereits für die sächsische landtagswahl vom september 2004 hatte tim 

spier in einer aggregatdatenanalyse auf wahlkreisebene eine deutlich 

positive korrelation zwischen einem hohen anteil arbeitloser arbeiter 
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(nicht: angestellter) mit überdurchschnittlichen nPD-wahlergebnissen 

festgestellt.8 zwar ist der schluss von der aggregatdaten- auf die indivi-

dualdatenebene nicht zulässig. Doch wurde die von der aggregatdaten-

analyse geleitete hypothese in den wahltagsbefragungen von infratest/

dimap anlässlich der bundestagswahl 2005 bestätigt. Demnach wählten 

sieben Prozent der arbeitslosen im osten und vier Prozent im westen die 

nPD. bei den arbeitern waren es acht (ost) und drei (west) Prozent 

(siehe tab. 8).9 im nPD-Elektorat überrepräsentiert waren darüber 

hinaus, aufgrund des hohen anteils der 18-25jährigen, auch die in aus-

bildung befindlichen.

Tab. 8: Wahlverhalten nach Bildung, Tätigkeit, Gewerkschaftsmitglied-

schaft und Konfession in den Wahlgebieten West (einschließlich Berlin-

West) und Ost (einschließlich Berlin-Ost) bei der Bundestagswahl 2005

SPd cdU/cSU grÜnE FdP linke.PdS nPd

west ost west ost west ost west ost west ost west ost

Endergebnis 35,1 30,4 37,4 25,3 8,8 5,2 10,2 8,0 4,0 25,3 1,1 3,6

Bildung 
hoch 
mittel 
niedrig

 
30,0 
36,0 
39,0

 
31,0 
29,0 
32,0

 
34,0 
39,0 
39,0

 
25,0 
23,0 
31,0

 
15,0 
8,0 
4,0

 
9,0 
5,0 
2,0

 
13,0 
10,0 
8,0

 
8,0 
9,0 
7,0

 
5,0 
4,0 
6,0

 
25,0 
28,0 
21,0

 
1,0 
1,0 
2,0

 
1,0 
5,0 
5,0

tätigkeit 
arbeiter 
angestellte 
beamte 
selbständige 
rentner 
in ausbildung 
arbeitslose

 
41,0 
37,0 
31,0 
20,0 
36,0 
40,0 
36,0

 
26,0 
33,0 
24,0 
23,0 
36,0 
40,0 
22,0

 
33,0 
33,0 
39,0 
42,0 
45,0 
26,0 
26,0

 
23,0 
24,0 
29,0 
36,0 
30,0 
16,0 
19,0

 
5,0 

12,0 
15,0 
13,0 
5,0 

14,0 
9,0

 
3,0 
8,0 
9,0 
6,0 
3,0 

10,0 
4,0

 
7,0 

11,0 
9,0 

20,0 
9,0 

11,0 
9,0

 
8,0 
9,0 

11,0 
18,0 
5,0 
8,0 
6,0

 
8,0 
4,0 
5,0 
4,0 
4,0 
5,0 

13,0

 
27,0 
24,0 
23,0 
16,0 
23,0 
19,0 
39,0

 
3,0 
1,0 
0,0 
0,0 
0,0 
2,0 
4,0

 
8,0 
2,0 
3,0 
1,0 
1,0 
4,0 
7,0

gewerkschaft 
mitglieder 
nur arbeiter 
nichtmitglieder

 
50,0 
55,0 
32,0

 
34,0 
32,0 
30,0

 
25,0 
21,0 
40,0

 
18,0 
17,0 
27,0

 
8,0 
4,0 
9,0

 
5,0 
3,0 
5,0

 
5,0 
4,0 

12,0

 
7,0 
5,0 
8,0

 
8,0 

10,0 
4,0

 
32,0 
31,0 
24,0

 
1,0 
3,0 
1,0

 
5,0 

10,0 
3,0

Konfession 
evangelisch 
katholisch 
keine/andere

 
41,0 
28,0 
38,0

 
27,0 
23,0 
33,0

 
32,0 
49,0 
23,0

 
35,0 
52,0 
18,0

 
9,0 
7,0 

14,0

 
6,0 
4,0 
5,0

 
10,0 
10,0 
11,0

 
10,0 
12,0 
7,0

 
4,0 
4,0 

10,0

 
18,0 
7,0 

31,0

 
1,0 
1,0 
2,0

 
3,0 
2,0 
4,0

Quelle: ARD/Infratest dimap: Wahltagsbefragungen 2005. N=16.187; Zeilenpro-
zente; Bildung hoch = Abitur/Hochschule/Universität, mittel = Mittel-/Realschule, 
niedrig = kein Abschluss/Volks-/Hauptschule; Daten gewichtet nach dem amtlichen 
Endergebnis.

wie die behandelten indikatoren zeigen, finden sich im östlichen 

Deutschland vergleichsweise günstige rahmenbedingungen für system-

kritische bis -feindliche strömungen. Der Vergleich auf europäischer 

Ebene führt indes auch zu der Einsicht, dass eine Erklärung der nPD-

wahlerfolge mittels makrosoziologischer und -ökonomischer ansätze auf 

grenzen stößt. so weisen die transformationsprozesse in den ehemals 

realsozialistischen staaten manche Parallelen, aber auch gravierende 

unterschiede auf. nicht überall hat der systemumbruch zu anhaltend 

hoher arbeitslosigkeit geführt. so lag die arbeitslosenquote in tschechien 

(7,0 Prozent) und litauen (6,1 Prozent) im september 2006 erheblich 

unter dem Durchschnittswert der Eurozone (7,8 Prozent).10 und das 

resistenzpotential gegenüber immigration steht offenkundig in keinem 

zusammenhang zur transformation. Die für alle transformationsstaaten 

charakteristische erhöhte Diktaturneigung wiederum bildet keine hinrei-

chende bedingung für den Erfolg von rechtsaußenparteien. so gehören 

die Erfolge der tschechischen „republikaner” seit längerem der Vergan-

genheit an,11 obwohl tschechien im Demokratiewiderstandsindex einen 

ähnlichen wert erreicht wie das östliche Deutschland. und der Einbruch 

der polnischen lPr bei der Parlamentswahl vom oktober 2007 (der stim-

menanteil sank gegenüber der letzten wahl von 8,0 Prozent auf 1,3 Pro-

zent) lässt sich keineswegs mit kurzfristigen Einstellungsveränderungen 

der bevölkerung erklären. was für die transformation gilt, kann in ähn-

licher weise für andere makrosoziologische oder -ökonomische ansätze 

(wie das modernisierungsverlierer- oder globalisierungstheorem) gezeigt 

werden. 

gleiches gilt für politisch-institutionelle rahmenbedingungen: Ein präsi-

dentieller/semi-präsidentieller charakter des regierungssystems oder 

das überwiegen konkordanzdemokratischer Elemente kann, muss politi-

sche außenseiter jedoch nicht begünstigen.12 allerdings scheint dem 

wahlsystem in stärkerem maße Prägekraft innezuwohnen. Pippa norris 

hat den seit langem bekannten zusammenhang zwischen der sperrwir-

kung des wahlrechts in etablierten Parteiensystemen und den Erfolgs-

chancen politischer außenseiter jüngst bestätigt gefunden – mit der 

Einschränkung, dass politischer Einflussgewinn nicht am stimmen-, son-

dern am mandatsanteil gemessen werden müsse.13 frankreich liefert ein 

überzeugendes beispiel. mit ausnahme der Parlamentswahl von 1996, die 

unter den bedingungen des Verhältniswahlrechts stattfand, verhinderte 

das absolute mehrheitswahlrecht (weitgehend) eine nationale parlamen-

tarische repräsentanz des fn. mit ähnlichen stimmenquoren konnte der 
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Vb in belgien eine starke fraktion ins Parlament entsenden und die 

italienische an unter berlusconi sogar eine regierungsbeteiligung errei-

chen. in Deutschland hat unter anderem die in ihrer sperrwirkung weit 

hinter dem britischen oder französischen mehrheitswahlsystem zurück-

bleibende fünfprozenthürde eine nationale parlamentarische Vertretung 

regional erfolgreicher rechtsaußenparteien verhindert.

3.2 PolitiSchE gElEgEnhEitSStrUKtUrEn

neben langfristig wirksamen politischen rahmenbedingungen werden die 

wettbewerbsbedingungen nicht-etablierter Parteien wesentlich von kon-

stellationsabhängigen politischen gelegenheitsstrukturen geprägt, die oft 

einem raschen wandel unterliegen und sich von wahl zu wahl verändern 

können.

Die zersplitterung nicht-etablierter herausforderer im eigenen politischen 

segment gilt gemeinhin als gravierender wettbewerbsnachteil. Die über 

lange Jahre relativ stabilen wahlresultate des fn in frankreich basierten 

nicht zuletzt auf der integrationsleistung des bretonischen „Volkstribu-

nen” Jean-marie le Pen, dem es in den achtziger Jahren gelungen war, 

die untereinander oft nur schwer kompatiblen strömungen einer antilibe-

ralen und nicht-gaullistischen rechten unter ein gemeinsames politisches 

Dach zu führen.14 Davon ist die nPD bis heute weit entfernt, auch wenn 

sie sich mit der DVu auf wechselseitige unterstützung und die Vermei-

dung direkter wahlkonkurrenz verständigen konnte. sie profitiert aber 

von der schwäche ihrer konkurrenten rechtsaußen – der absprachewilli-

gen DVu wie der auf abgrenzung setzenden rEP.

Die DVu ist zwar noch immer die mitgliederstärkste Partei rechtsaußen, 

verbuchte aber seit beginn der neunziger Jahre nahezu kontinuierlich 

sinkende mitgliederzahlen (siehe abb. 7). sie verdankt ihre Existenz im 

wesentlichen dem Ehrgeiz und millionenvermögen des Parteivorsitzenden 

frey, der die Parteistrukturen zur Verbreitung nationalistischer Druck-

erzeugnisse und Devotionalien nutzt. Die „Phantompartei” wird autoritär 

aus münchen geführt, entwickelt wenig Eigenleben und verfügt über 

keinerlei soziale Verankerung. sie dürfte die einzige Partei sein, die bei 

wahlen gelegentlich per annonce nach kandidaten suchen musste und 

der es dennoch aufgrund eines massiven materialeinsatzes (massen-

Postwurfsendungen und üppige Plakatierung) gelang, auf regionaler 

Ebene überraschende wahlerfolge zu erzielen. aber selbst in branden-

burg, wo die Partei in der zweiten legislaturperiode eine landtagsfraktion 

stellt, konnte sie nirgends wurzeln schlagen. ihre kommunalpolitischen 

Vertreter entwickelten kaum aktivitäten und die parteitypischen „stamm-

tische” nur wenig anziehungskraft.15

im unterschied zur DVu war es den rEP in ihrer Erfolgsphase unter franz 

schönhuber gelungen, in einigen ländern funktionsfähige Parteistruktu-

ren aufzubauen. mit ihrem süddeutschen timbre konnte die Partei in den 

ländern nördlich des mains jedoch nur schwer fuß fassen. schönhubers 

uncharismatischer nachfolger rolf schlierer vermochte trotz ostentativer 

betonung der Verfassungstreue und eines gegen innerparteilichen wider-

stand durchgehaltenen abgrenzungskurses zu offen-rechtsextremen 

formationen nicht an die Erfolge seines Vorgängers anzuknüpfen. Das 

östliche Deutschland blieb eine rEP-Diaspora. Von der auflösung der 

ohnehin schwachen landesverbände profitierte – wie in sachsen – zum 

teil die nPD, deren mitgliederzahl die der rEP im Jahr 2006 erstmals 

überrundete.

Abb. 7: Mitgliederentwicklung der Rechtsaußenparteien, 1990-2006
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mehr noch als von der unmittelbaren konkurrenz am rechten rand wer-

den die gelegenheitsstrukturen der rechtsaußenparteien vom Verhalten 

der großen demokratischen kräfte, allen voran der gemäßigten/liberalen 

rechten bestimmt. Ein machiavellistisches spiel, das den demokratischen 

grundkonsens verletzt, schwächt die mehrheitskultur und stärkt ihre 

herausforderer. Das französische beispiel zeigt dies deutlich. so erhielt 

der fn in den achtziger Jahren starthilfe der „Etablierten”: Die gemä-

ßigten rechtsparteien ließen sich auf vielfältige lokale wie regionale 

absprachen und allianzen mit der bewegung le Pens ein, und die sozia-

listen instrumentalisierten sie zur spaltung der rechten. Präsident mitter-

rand persönlich sorgte dafür, dass le Pen 1982 einen fernsehauftritt in 

einer populären nachrichtensendung des kanals tf1 erhielt.16 auch die 

Änderung des wahlrechts vor den Parlamentswahlen von 1996 entsprach 

diesem kalkül. Das regierungsbündnis der sozialisten mit den kommu-

nisten, die noch in den achtziger Jahren finanzielle mittelzuweisungen aus 

moskau in Empfang genommen hatten, lieferte dem fn eine willkomme-

ne gelegenheit, um das Pharisäertum der musterdemokraten anzupran-

gern. 

Das bündnispolitische gebaren der deutschen Volksparteien unterschied 

sich davon beträchtlich: Die union folgte der Devise, rechts von sich 

keine demokratisch legitimierte kraft zuzulassen. bündnisse mit rechts-

außenparteien, die zu deren salonfähigkeit hätten führen können, wur-

den auf bundes- und länderebene strikt vermieden. Die sozialdemokra-

tie widerstand der Versuchung, den rechten rand gegen die union auszu-

spielen, schon deshalb, weil eine aufgrund der last der Vergangenheit 

hochgradig sensibilisierte Öffentlichkeit ein solches Verhalten als politi-

schen zynismus abgestraft hätte. im Verhältnis zur nPD stand die frage 

der abgrenzung erst recht nie zur Diskussion. 

Jedoch hat die langjährige Politikblockade – folge institutioneller fakto-

ren ebenso wie der Dekonzentrationstendenzen des deutschen Parteien-

systems17 – die chancen politischer außenseiter verbessert. so konnte 

die nPD vor allem im östlichen Deutschland mit sozialen Protestthemen 

punkten. Die unter den regierungen schröder und merkel spät eingelei-

teten reformen (föderalismus, arbeitsmarkt, renten) trugen in den Jah-

ren 2006 und 2007 erste früchte (insbesondere rückgang der arbeits-

losigkeit) und dürften die mobilisierungsfähigkeit der nPD schwächen. 

Von der großen koalition, einer für systemkritische bis systemfeindliche 

tendenzen grundsätzlich günstigen konstellation, hat die nPD bislang 

kaum profitiert, zumal sie sich den sozialprotest mit einer stärker gewor-

denen linken/PDs teilen muss. zudem ist keineswegs sicher, dass der 

von professionellen beobachtern ausgemachte neue „masterframe”: die 

kombination von nationalismus/Ethnozentrismus und „sozialer frage”, 

auf Dauer im mittelpunkt rechtsextremer Propaganda stehen wird.18 

Die klassischen streitthemen der rechtsaußenparteien (immigration und 

innere sicherheit) könnten rasch wieder ins zentrum der agenda rücken 

– etwa wenn in integrationsbrennpunkten konflikte aufbrechen oder der 

politische terrorismus, insbesondere islamistischer Prägung, alle anderen 

streitthemen verdrängt.

3.3 StärKEn dEr nPd

wer erklären will, warum die älteste der aktiven rechtsaußenparteien, 

die nach ihrer wahlerfolgsserie in der zweiten hälfte der sechziger Jahre 

lange zeit in völliger politischer bedeutungslosigkeit versunken war, im 

neuen millennium unverhofft wahlpolitische mobilisationskraft zurück-

gewinnen konnte, kommt nicht umhin, einen blick auf die spezifischen 

stärken der nPD zu werfen.19 Die Partei hatte, gestützt auf einen kern 

überzeugungstreuer aktivisten, trotz ihres politischen schattendaseins 

über die Jahrzehnte einen Parteiapparat aufrechterhalten, der extreme 

finanzielle Dürreperioden überstand und in vielen bundesländern einiger-

maßen funktionierte. unter dem Parteivorsitzenden udo Voigt (geboren 

1952, bundesvorsitzender seit 1996), einem ehemaligen berufssoldaten, 

der nach seinem ausscheiden aus der bundeswehr in münchen ein  

Diplom in Politikwissenschaft erwarb, öffnete sie sich gegenüber militan-

ten szenen. zwar hielt sie an ihrem legalistischen kurs fest, setzte aber 

verstärkt auf provokative öffentliche auftritte und propagierte eine  

mischung aus Ethnonationalismus und antikapitalismus. Die akzentuie-

rung der „straßenpolitik”, das bemühen um die integration jugendlicher 

subkulturen zeitigten vor allem in den östlichen ländern Erfolge. hier 

stellte sie soziale themen in den Vordergrund, gebärdete sich aggressiv-

antikapitalistisch, warb um „ehemalige hoheitsträger und führungskräfte 

der DDr”. auf einer wahlkampfreise beteuerte der nPD-Vorsitzende 

Voigt, seine Partei habe „mehr mit der PDs zu tun als mit rechten Par-

teien”.20 Die mobilisierungsbemühungen im osten blieben nicht erfolglos. 

Die nPD wies bald einen höheren anteil östlicher mitglieder auf als alle  

in den Parlamenten vertretenen Parteien, die PDs ausgenommen (mai 

2006: cDu/csu: 8,56 Prozent; sPD: 6,89 Prozent; fDP: 19,59 Prozent; 

grüne: 14,46 Prozent; Die linke/PDs: 89,88 Prozent; nPD: 37,46 Pro-
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zent).21 in sachsen hatte die nPD bald ihren stärksten landesverband 

(1998 bereits 1.400 mitglieder). bei der landtagswahl 1999 erreichte sie 

hier mit 1,4 Prozent ihr seit langer zeit bestes Ergebnis. auf der wahlliste 

hatte ein ehemaliger Professor für „dialektischen und historischen mate-

rialismus” kandidiert, der gegenüber Journalisten bekundete, nur zwei 

Parteien könnten in Deutschland die katastrophe abwenden: „die PDs in 

teilen und gänzlich die nPD”.22

besonders die Jugendorganisation Junge Nationaldemokraten (Jn) be-

mühte sich um die anhänger neonationalsozialistischer „kameradschaf-

ten”, die sich infolge der zahlreichen Vereinigungsverbote der neunziger 

Jahre lose gruppierten und nach organisatorischem rückhalt suchten. 

auch teile der militanten „skinhead”-szene galten als potentielles rekru-

tierungsreservoir. Der Erfolg dieser integrationsbemühungen zeigte sich 

u.a. in einer steigenden frequenz und teilnehmerzahl der von der nPD 

organisierten aufmärsche und Demonstrationen.23 Diese bemühungen 

wurden zwar durch das 2001 eingeleitete nPD-Verbotsverfahren zeitwei-

lig unterbrochen; für irritationen sorgten das taktische lavieren der nPD-

führung zwischen heuchlerischer Verfassungstreue und ostentativer Ver-

fassungsfeindschaft ebenso wie die Enthüllungen zur massiven Präsenz 

von V-leuten des Verfassungsschutzes in hohen Parteirängen. nachdem 

das bundesverfassungsgericht aber im märz 2003 „in folge mangelnder 

staatsfreiheit der antragsgegnerin auf der führungsebene sowie man-

gelnder staatsfreiheit des zur antragsbegründung ausgebreiteten bildes 

der Partei”24 die Einstellung des Verfahrens verkündet hatte, fand die nun 

im rampenlicht der medienöffentlichkeit stehende nPD bald den weg aus 

der krise.

im Vorfeld der sächsischen landtagswahl vom september 2004 konzen-

trierte die Partei ihre kräfte auf den stärksten landesverband. Erfahrenes 

Personal wurde nach Dresden entsandt. schon zuvor hatte man die zen-

tralen des theorieorgans Deutsche Stimme und der Jn nach sachsen 

verlegt. um konkurrenz bei wahlen zu verhindern, bemühte man sich um 

Einvernehmen mit den rEP, deren sächsischer landesverband sich teil-

weise auflöste, nachdem die führung auf konfrontation mit dem bundes-

vorstand gegangen und die landtagswahl-kandidatur hintertrieben 

hatte.25 Ein ähnlicher konflikt zwischen landes- und bundesführung wur-

de zwei Jahre später in sachsen-anhalt ausgetragen.26 Das festhalten 

des bundesvorsitzenden schlierer am abgrenzungskurs gegenüber „der 

nPD und neonazis”27 wirkte sich in den östlichen ländern ohnehin weni-

ger nachteilig aus als im westen. wichtiger war das Einvernehmen mit 

der hier erfolgreicheren DVu. bereits 2004 hatte sich die nPD mit der 

münchener zentrale auf ein koordiniertes Vorgehen bei wahlen verstän-

digt. angesichts der „zunehmenden überfremdung und der sozialen Ver-

armung der Deutschen” wurde der beschluss gefasst, „sich bei den wah-

len in brandenburg und sachsen nicht durch gleichzeitige kandidaturen 

zu behindern”.28 Das erfolgreiche abschneiden in beiden ländern ermuti-

gte zur fortsetzung. im Januar 2005 unterzeichneten die Parteivorsitzen-

den Voigt und frey auf dem DVu-bundesparteitag in münchen den 

„Deutschland-Pakt”, der die zusammenarbeit bis ins Jahr 2009 regelte. 

bei der bundestagswahl kandidierte die nPD, nahm aber DVu-kandidaten 

in ihre landeslisten auf.29

im Vorfeld der sächsischen landtagswahl ließen sich szenebekannte 

„freie nationalisten” zu einer mitgliedschaft bewegen. in einer „Erklärung 

zum Eintritt in die nPD” riefen thomas wulff, der frühere gründer der 

hamburger Nationalen Liste (nl), thorsten heise und ralph tegethoff, 

beide ehemals führende aktivisten der neonationalsozialistischen, 1995 

verbotenen Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei (faP), zur bildung 

einer „Volksfront von rechts”30 auf. heise wurde wenig später in den 

nPD-bundesvorstand (2004) gewählt. Er und seine beiden mitunterzeich-

ner kandidierten bei der bundestagswahl 2005 auf landeslistenplätzen. 

Damit wurde die kooperation der nPD mit der „kameradschaftsszene” 

gleichsam institutionalisiert. Dies stärkte die kampagnefähigkeit der 

Partei, die in ihren wahlkämpfen „massiv von neonazis unterstützt”31 

wurde. auch so erklärt sich das vergleichsweise geringe Durchschnittsal-

ter der nPD-wahlbewerber. bei der bundestagswahl 2005 lag es mit 44 

Jahren deutlich unter dem der rEP, der linkspartei und der beiden Volks-

parteien sPD und cDu/csu.32 auch wenn viele der meist jugendlichen 

anhänger militant-rechtsextremer „szenen” parteipolitisches Engagement 

scheuten, fungierten diese doch in zunehmendem maße als rekrutie-

rungsreservoir der nPD. 

Dieses reservoir war im Jahr 2006 pro kopf der bevölkerung im östlichen 

Deutschland mehr als dreimal so groß wie im westlichen. Den spitzen-

wert erreichte mecklenburg-Vorpommern mit 50 aktiven pro 100.000 

Einwohner, gefolgt von sachsen (48), sachsen-anhalt (43) berlin (37), 

brandenburg (32), und thüringen (31). Den höchsten anteil im westli-

chen Deutschland wies – mit einigem abstand – schleswig-holstein (26) 

auf (siehe tab. 9).
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Tab. 9: Anhänger militant-rechtsextremer „Szenen” im westlichen und 

östlichen Deutschland, 2006

westliches Deutschland Östliches Deutschland

„neo- 
nazis”

„gewalt- 
bereite”

bevölkerungs- 
anteil

„neo- 
nazis”

„gewalt- 
bereite”

bevölkerungs- 
anteil

s-h 90 660 26 m-V 250 600 50

nieders 350 925 16 ber 750 500 37

bre 15 35 8 bran 270 550 32

ham 85 150 13
sachsen-
anh

250 800 43

nrw 460 1.300 10 sachs 550 1.500 48

hess 250 750 16 thü 200 530 31

rh-Pf 75 100 4

saar 30 170 19

ba-wü 320 900 11

bay 190 750 8

summe 1.860 5.740 12 summe 1.910 4.480 38

Quelle: Verfassungsschutzbehörden der Länder; Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder; Bevölkerungsanteil pro 100 000 Einwohner (gerundet). Die Kategorien 
„Neonazis” und „Gewaltbereite” werden in den Ländern nicht einheitlich definiert. 
Bei den „Gewaltbereiten” handelt es sich überwiegend um „Skinheads”.

Das mehrfache überschreiten der für die mittelüberweisung im rahmen 

der staatlichen teilfinanzierung geltenden 0,5-Prozent- (bund) bzw. 1,0-

Prozent-marke (land) verschaffte der Partei seit dem Jahr 2004 öffent-

liche mittel in beträchtlicher höhe (siehe tab. 10). anders als etwa die 

rEP konnte die nPD einen wachsenden anteil ihres Etats aus öffentlichen 

mitteln bestreiten. 

Tab. 10: Festsetzung der staatlichen Teilfinanzierung zugunsten der NPD 

für die Jahre 2002-2006 gemäß §§ 18 ff. PartG

Jahr stimmenkonto zuwendungen wähleranteil
zuwendungs-

anteil
summe

2002 44.714 967.972,77 38.006,90 367.829,65 405.836,55

2003 44.714 1.004.454,24 38.006,90 381.692,61 419.699,51

2004 481.058 1.024.870,66 408.899,30 389.450,85 798.350,15

2005 1.242.181 1.180.490,23 1.055.853,85 448.586,29 1.504.440,14

2006 1.358.311 1.349.643,23 1.154.564,35 512.864,43 1.667.428,78

Jahr Endbetrag länderanteil bundesanteil

2002 329.115,26 22.357,00 306.758,26

2003 334.291,43 22.357,00 311.934,43

2004 666.040,42 119.657,50 546.382,92

2005 1.233.779,59 125.935,00 1.107.844,59

2006 1.376.678,45 184.000,00 1.192.678,48

Quelle: Deutscher Bundestag, Verwaltung, Referat PM3; Stand jeweils Februar des 
nachfolgenden Jahres; Stimmenkonto: Summe der berücksichtigungsfähigen gülti-
gen Listenstimmen der letzten Bundestags- und Europawahl und der jeweils letzten 
Landtagswahlen; Zuwendungen: Summe der Mitglieds- und Mandatsträgerbeiträge 
sowie der Spenden natürlicher Personen bis zu einem Gesamtbetrag in Höhe von 
3.300 Euro je Person und Jahr; Wähleranteil: aus dem Stimmenkonto errechnete 
Beiträge (0,85 Euro je Stimme für die ersten vier Millionen Stimmen, darüber  
hinaus 0,70 Euro je Stimme); Zuwendungsanteil: aus den Zuwendungen errechnete 
Beiträge (jeweils 0,38 Euro); Summe: Wähleranteil plus Zuwendungsanteil; End-
betrag: nach Abgleich mit der „relativen Obergrenze” errechneter Gesamtbetrag  
der staatlichen Finanzierung; Länderanteil: an die Landesverbände auszuzahlender 
Betrag; Bundesanteil: an den Bundesverband auszuzahlender Betrag.

schon vor der wahl in sachsen 2004 hatte sie am rande der von linken 

gruppierungen dominierten, mit dem provokativen titel „montagsdemon-

strationen” versehenen Protestveranstaltungen in mehreren städten des 

östlichen Deutschland agitiert und sich mit sozialpolitischen themen zu 

profilieren versucht. Diese strategie setzte sie im bundestagswahlkampf 

fort. Das aktionsprogramm unterschied sich u.a. dadurch von den Pro-

grammen der linksparteien, dass es einen unmittelbaren zusammen-

hang zwischen Einwanderung und arbeitslosigkeit herstellte. Die ent-

sprechenden forderungen lauteten: „arbeitsplätze zuerst für Deutsche!”, 

die „schaffung einer Volksgemeinschaft”, ein „Einwanderungsstopp”, ein 

„gesetz zur ausländerheimführung” und eine „sozial gerechte steuerpoli-

tik” durch höhere steuern auf „müheloses Einkommen” – eine formulie-

rung, die Punkt 11 des nsDaP-Parteiprogramms von 1920 entsprach. 
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antikapitalismus war im gegensatz zu vorhergegangenen wahlkämpfen 

mit einer Dosis antikommunismus vermischt, da man um die konkurrenz 

der Linkspartei (PDs) fürchtete. Daher zeigte ein wahlplakat honecker 

und lafontaine: „alles schon vergessen? nein zum linksbündnis”. Vor 

schulen warb die nPD um Jungwähler. anfang september kündigte 

bundeswahlkampfleiter Peter marx die Verteilung von 200.000 „schulhof-

cD” an. sie enthielt neben nationalistischen balladen frank rennickes 

(vom „mädchen mit der fahne”, das bei kriegsende 1945 lieber starb,  

als die schwarz-weiß-rote reichsfahne zu strecken) titel von skinhead-

bands wie „sleipnir”: „Das system bescheißt uns alle, und jeder ist  

gefragt / ob du glatze hast oder nicht, ist völlig scheißegal!”. Eine  

mischung aus sozialprotest und Etabliertenschelte stand auch in mecklen-

burg-Vorpommern im mittelpunkt. in einem materialintensiven wahl-

kampf fanden Parolen wie die folgenden Verwendung: „Den bonzen auf 

die finger hauen” – „was lange gärt, wird endlich glut: Deshalb nPD!” – 

„asylbetrüger raus. touristen willkommen” – „wehrt Euch” – „kopf hoch 

– nicht in den sand”.33 keine rolle spielte hingegen der geschichtsrevisio-

nismus (Verharmlosung des ns-regimes), der insbesondere für die aus 

dem westen stammenden nPD-mandatsträger unverzichtbar zu sein 

scheint und entsprechend häufig thematisiert wird, obwohl er im öst-

lichen Deutschland auf wenig resonanz stößt.34 hier wird das spannungs-

verhältnis zwischen dem selbstverständnis weiter teile der Parteibasis 

und der außendarstellung in wahlkämpfen sichtbar.
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4.  Erfolg ErschwErEnDE  
faktorEn

auf regionaler Ebene, vor allem im östlichen Deutschland, 

hat die nPD ihre fähigkeit unter beweis gestellt, für sie 

günstige rahmenbedingungen und sich bietende gelegen-

heiten für wahlergebnisse in beachtlicher größenordnung zu 

nutzen. wird sie in der lage sein, diese Erfolge zu versteti-

gen und einen politischen Durchbruch auf nationaler Ebene 

zu erreichen? Vor dem hintergrund der Erfahrungen der 

letzten Jahrzehnte erscheint eine solche Entwicklung wenig 

wahrscheinlich. mit dem rückenwind steigender stimmenan-

teile bei wahlen konnte die nPD zwar ihren mitgliederbe-

stand ausbauen (auf 7.000 Ende 2006), doch blieb ein 

kräftiger zustrom (wie bei den rEP Ende der achtziger 

Jahre) bislang aus. Die Parteielite hat sich verjüngt, ist aber 

weitgehend vom subkulturellen bewusstsein einer verschwo-

renen gemeinschaft politisch Verfolgter geprägt – eine folge 

von Verbotserfahrungen, konflikten mit der strafjustiz, 

beruflichen repressalien wie der Entfernung aus dem öffent-

lichen Dienst, sozialer isolation und stigmatisierung. nur 

wenige verfügen über ein abgeschlossenes hochschulstu-

dium. neben den Parteiämtern stellt der handel mit szene-

typischen büchern, zeitschriften, broschüren, medaillen, 

orden und Ehrenzeichen sowie bild- und tonträgern eine 

wichtige Erwerbsquelle dar.1 an der Parteispitze sind charis-

matiker nicht zu finden, und die zahl der intellektuellen 

schreiber, die sich im Parteiorgan mehr oder weniger profes-

sionell äußern, hält sich in grenzen.
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selbst im stärksten landesverband, sachsen (ca. 1.000 mitglieder Ende 

2006), kam es zu unübersehbaren personellen Engpässen. so domi-

nier(t)en in der Dresdner landtagsfraktion die aus dem westen stam-

menden führungskader, was für unmut unter den östlichen funktionären 

sorgte. mit dem fraktionsaustritt dreier abgeordneter (klaus baier, mirko 

schmidt und Jürgen schön) begann ein schrumpfungsprozess, der ein 

Jahr später unter unrühmlichen begleitumständen seine fortsetzung 

fand. im november 2006 wurde das langjährige Parteimitglied klaus-

Jürgen menzel wegen „unsauberen finanzgebarens” aus der fraktion 

ausgeschlossen. kurz zuvor hatte er sich in der fernsehsendung „mDr 

aktuell” zu adolf hitler bekannt („zum führer stehe ich nach wie vor”). 

wenige wochen später legte der Pressesprecher des sächsischen landes-

verbandes, matthias Paul, sein mandat und alle Parteiämter nieder, 

nachdem die Dresdner staatsanwaltschaft das landtagsbüro und die 

Privatwohnung wegen des Verdachts des Erwerbs, des besitzes und der 

Verbreitung kinderpornographischer schriften durchsucht hatte. Ein 

besonders schwerwiegender Verlust war der tödliche Verkehrsunfall des 

königsteiner fahrlehrers uwe leichsenring (august 2006). Der Parlamen-

tarische geschäftsführer war in der sächsischen schweiz sozial verankert 

und hatte sein mandat mit umtriebigkeit und rhetorischem geschick 

wahrgenommen. Die Partei konnte diesen Verlust kaum kompensieren. 

wie dünn die Personaldecke war, bewies der umstand, dass in Dresden 

bewährte kräfte (angeführt von multifunktionär Peter marx) nach schwe-

rin entsandt wurden, um den dortigen landtagswahlkampf zu unterstüt-

zen. zudem hatte die Partei in einigen regionen eine „gezielte ansied-

lungsstrategie von nPD-kadern aus dem westen”2 betrieben.

Die serie von – teils bescheidenen, teils beachtlichen – wahlerfolgen 

bescherte der nPD zwar erhebliche mittelzuwendungen im rahmen der 

staatlichen Parteienfinanzierung, verbesserte die angespannte finanzlage 

jedoch nicht nachhaltig, da die nPD kostenintensive wahlkämpfe vorfi-

nanziert hatte und aufgrund unsauberer finanztransaktionen im thürin-

gischen landesverband (ein fall aus den neunziger Jahren) mit beträcht-

lichen mittelrückforderungen des Deutschen bundestages konfrontiert 

war.3 im übrigen geriet die Partei in den Verdacht, sich durch die andro-

hung des Erwerbs von immobilien zu politischen zwecken finanzielle 

Vorteile zu erschleichen.4

Die strategische radikalisierung der Partei unter dem Parteivorsitzenden 

Voigt setzt den sammlungsbemühungen am rechten rand grenzen. 

„straßen-” und „wahlpolitik” sind, anders als die nPD-führung glauben 

machen will, nur bedingt miteinander vereinbar. Die rEP-führung wahrt 

Distanz zur nPD, und das bündnis mit der DVu dürfte auf eine harte Pro-

be gestellt werden, wenn nur die nPD davon profitiert und das bestreben 

freys, sich als „verfassungstreue rechte” zu präsentierten, durch die 

engen Verflechtungen mit der kameradschaftsszene durchkreuzt wird. 

Die ideologische radikalisierung der nPD hat einen ähnlichen Effekt. Der 

sozialrevolutionäre, ethnozentrische naturalismus der nPD ist mit „neo-

liberaler” sozial- und wirtschaftsprogrammatik unvereinbar, und gele-

gentlich bei der nPD vernehmbare neo-heidnische Positionen widerstrei-

ten christlich-konservativen oder gar christlich-fundamentalistischen an-

schauungen.

Entscheidend dürfte folgender sachverhalt sein: Von allen deutschen 

rechtsaußenparteien ist die nPD diejenige, die dem historischen natio-

nalsozialismus am nächsten steht. Der ideologische Dogmatismus der 

Partei ist so ausgeprägt, dass er ihre populistische manövrierfähigkeit 

erheblich begrenzt. sie erfüllt keine der anforderungen, die von wissen-

schaftlichen beobachtern wie herbert kitschelt, Piero ignazi oder Jens 

rydgren für den Erfolg von rechtsaußenparteien in (west-)Europa (etwa: 

ideologische Distanz zu den Vorläufern der zwischenkriegszeit, synthese 

aus nationalismus und neoliberalismus) entwickelt worden sind.5

Die ideologie der nPD weist unübersehbare affinitäten zu der des histo-

rischen nationalsozialismus auf. für den ultranationalismus der nPD ist 

charakteristisch, dass nation und Volk, Ethnos und Demos zusammen-

fließen. so heißt es im geltenden grundsatzprogramm: „Die politische 

organisationsform eines Volkes ist der nationalstaat, in dem ein Volk 

seine werte pflegt, seine sicherheit gewährleistet, seine zukunft sichert 

und die materiellen Voraussetzungen seines lebens garantiert. Deutsch-

land ist das land der Deutschen und somit die heimstatt unseres Volkes. 

Die Erhaltung unseres Volkes und der schutz für alle seine teile sind die 

höchsten ziele deutscher Politik.”6 „Volk” wird hier nicht bloß im sinne 

von „Demos” (staatsvolk, staatsbürgerschaft), sondern als „Ethnos”, als 

eine biologisch gewachsene Einheit, verstanden. Die familie ist „träger 

des biologischen Erbes”.7 im Politischen Lexikon, einem der mitglieder-

schulung dienenden kompendium, das die nPD auf ihrer homepage 

verbreitet, treten Volk und nation in folgender weise in beziehung: „Ein 

Volk wird zur nation, wenn es sich seines politisch-kulturellen Eigen-

wertes bewusst wird und sein Dasein als selbständige sichtbare ganzheit 
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bejaht. Das Volk liefert dazu den biologisch, geschichtlich und kulturellen 

[sic!] ausgangspunkt.” zitiert wird einer der Vordenker einer „neuen 

rechten”, wolfgang günther (unter dem Pseudonym gert waldmann): 

„Der nationalismus ist die politische ausprägung des territorialverhaltens 

und dient der arterhaltung, also einem biologischen grundprinzip. natio-

nalismus ist fortschritt im sinne der Evolution.”8

Das nPD-leitbild einer ethnisch homogenen nation schließt das neben-

einander verschiedener Ethnien in einem nationalverband logischerweise 

aus. „Diese Vorstellung missachtet das recht eines Volkes, in seinem 

lebensraum ausschließlich seiner eigenen überlieferung und lebensge-

staltung raum zu geben. […] nationalisten lehnen die zusammenschlie-

ßung fremder kultur- und Volksteile in die nationalkultur ab.”9 Die nPD 

hält ethnische mischung für schädlich. Einwanderung beschwöre die ge-

fahr des schmelztiegels herauf, in dem alles „verkocht”, „bis aus weißen 

und schwarzen ‚graue’ geworden sind. Diese entwurzelten und verein-

samten Einheitsmenschen sind dann wehrloser spielball von regierun-

gen, medien und wirtschaft, weil sie keine schützende gemeinschaft 

mehr bilden können.” Eine gesellschaft von „ethnokulturellen kastraten”10 

entsteht, die „Volksgemeinschaft” degeneriert. 

Die „mischungsaversion” der nPD bildet die grundlage eines Programms 

ethnischer Exklusion und rehomogenisierung.11 Dabei wird das deutsche 

Volk als germanische Ethnie angesehen, eine mythische konstruktion, die 

in innerparteilichen Diskussionen offenbar kaum in frage gestellt wird. 

wenn die nPD proklamiert: „nationalisten lehnen die zusammenschlie-

ßung fremder kultur- und Volksteile in die nationalkultur ab”12, müsste 

sie konsequenterweise für die aussiedlung der seit Jahrhunderten in 

sachsen ansässigen sorben oder der unter friedrich ii. in Preußen ange-

siedelten hugenotten plädieren. in der logik des ethnischen rehomoge-

nisierungsprogramms der nPD kann die „massenheimführung von aus-

ländern”13 nur ein erster schritt sein: „nur ethnisch geschlossene gesell-

schaftskörper mit geringem ausländeranteil sind solidar- und belastungs-

fähig”.14 als „ausländer” betrachtet die nPD dabei auch die „fremdvölki-

schen ‚Passdeutschen’”.15 

allerdings wird zwischen Europäern und nicht-Europäern ein unterschied 

gemacht: „um gemischt-ethnische beziehungen zwischen angehörigen 

der ethnisch-kulturell verwandten europäischen Völker geht es nicht. 

rückzuführen sind vor allem die nicht-Europäer.”16 insofern scheint die 

nPD großzügiger zu sein als etwa der Vlaams Blok/Vlaams Belang (Vb) in 

flandern, für den das zusammenleben mit einer nicht-flämischen, aber 

europäischen „Ethnie” unerträglich erscheint. mit dem Vb gemeinsam hat 

die nPD den Ethnonationalismus mit dem leitbild eines ethnisch homo-

genen staates.17 Doch stellen für die nPD die „mischlinge” von Deutschen 

und nicht-Europäern das zentrale Problem dar. sie werden „das sich 

renationalisierende Deutschland über kurz oder lang freiwillig verlassen, 

weil ihnen der nationale klimawandel nicht passt.”18 angesichts solcher 

Äußerungen sah sich sogar DVu-chef gerhard frey während der fußball-

weltmeisterschaft veranlasst, die dunkelhäutigen, teilweise afrikanisch-

stämmigen nationalspieler David odonkor und gerald asamoah in schutz 

zu nehmen. Eine rechtmäßig erworbene staatsangehörigkeit dürfe nicht 

mehr zurückgenommen werden.19

rechtliche überlegungen dieser art finden in der ethnischen reinheits-

lehre der nPD keine grundlage: Deren ethnischer ultranationalismus 

gründet auf einem biologischen rassismus. Dieser konstruiert einen 

gruppenkonflikt, bei dem die individuen „durch wirkliche oder vermeint-

liche unterschiedliche abstammung sowie aufgrund wirklicher oder ver-

meintlicher ererbter, als unveränderlich geltender physischer und psychi-

scher Eigenschaften und gruppenmerkmale ihrer jeweiligen gruppe zu-

gerechnet werden.”20

Der rassistische ultranationalismus der nPD ist mit wirtschaftlichem 

liberalismus unvereinbar. Vor den individualistischen tendenzen der 

liberalen Ökonomie und globalisierung soll die Volksgemeinschaft schüt-

zen.21 Die von der nPD propagierte „raumorientierte Volkswirtschaft” 

bildet ein protektionistisches system, das massive staatliche interven-

tionen erfordert.22 Die nPD kann daher schwerlich einem „tax populism” 

huldigen23 und als beschützerin der bürger vor einem die privaten kassen 

plündernden, wuchernden wohlfahrtsstaat auftreten, wie es die skandi-

navischen Fortschrittsparteien oder die fPÖ zeitweilig getan haben. auch 

dem fn haben komparatisten wie herbert kitschelt nachgesagt, das 

Erfolgsrezept bestehe in der geschickten Verbindung xenophober und 

neoliberaler Elemente24, obwohl sich die Partei in sozial- und wirtschafts-

politischen fragen keineswegs konsequent von sozialprotektionismus 

verabschiedete. immerhin trumpfte der fn in wahlkämpfen unter dem 

Eindruck des thatcher- und reaganismus zeitweilig mit neoliberalen 

forderungen auf. Die nPD hat sich davon vollkommen ferngehalten. mehr 

noch: seit der zweiten hälfte der neunziger Jahre gebärdet sie sich nicht 
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nur sozialprotektionistisch, sondern sozialrevolutionär. wenn Voigt „um-

verteilungsmaßnahmen zu gunsten der konzerne und des kapitals”25 

geißelt und die düstere realität des „liberalkapitalistischen systems der 

brD”26 in schwärzesten farben zeichnet, dokumentiert er einen kontinui-

tätsbruch zur nPD der sechziger Jahre mit ihrem eher besitzbürgerlichen 

habitus.

stattdessen reiht sich die nPD in die historische traditionslinie jener 

formationen der extremen rechten ein, die ultranationalismus mit einer 

spezifischen art von sozialismus zu verbinden suchten. im Politischen 

Lexikon setzt sich die nPD vom marxistischen Verständnis ab und plä-

diert für einen „nationalen sozialismus”: „im politischen Verständnis des 

Volkes wird, aufgrund der bisher realpolitisch sich sozialistisch bezeich-

nenden systeme, sozialismus fälschlicherweise mit kommunistischer 

Planwirtschaft gleichgesetzt und daher abgelehnt. nationaler sozialismus 

sucht den ausgleich zwischen markt und Plan und entspringt nicht dem 

materialistischen Denken der linken. nicht mit dem ziel des klassen-

kampfes, sondern der klassenbeseitigung muss der sozialismusbegriff 

aus nationalistischer sicht wieder als annehmbarer begriff besetzt wer-

den.”27 Der überwindung der klassenspaltung dient die idee der „Volks-

gemeinschaft”. sie „soll vorrangig das gemeinwohl sichern, u.a. schutz 

der Einzelnen vor den Einzelanliegen anderer, ausbeutung und Entfrem-

dung von ihrer nationalen identität. Die Volksgemeinschaft schafft die 

Verpflichtung für die mitwirkung aller im Volk. sie wird stets eine klare 

soziale unterscheidung zeigen, als folge der Verschiedenheit der men-

schen (nach alter, begabung, anspruch, kenntnis, fähigkeit, leistung, 

haltung usw.).”28 Der volksgemeinschaftliche Egalitarismus findet mithin 

seine grenze in der natürlichen Verschiedenheit der menschen. Volksge-

meinschaft und ethnisch homogene leistungselite („führertum”) stehen 

nicht in einem gegensatz zueinander.

Die Einführung des „nationalen sozialismus” und der „nationalen Volks-

gemeinschaft” setzt den bruch mit dem status quo in der bundesrepublik 

Deutschland voraus. im gegensatz zu anderen, bei wahlen zeitweilig er-

folgreichen rechtsaußenparteien legt die nPD eine offen systemfeindliche 

haltung an den tag. sie zählt also nicht zur gruppe jener formationen in 

Europa, die cas mudde, michael minkenberg und Pascal Perrineau als 

„radikale rechte” bezeichnen und von deren Vertretern sie meinen, sie 

seien zwar „ultranationalistisch”, strebten aber keineswegs unbedingt die 

überwindung der Demokratie an.29 

über ihre feindliche haltung gegenüber jenem typus liberaler Demokra-

tie, wie er in den Eu-mitgliedsstaaten in verschiedenen Variationen exis-

tiert, lässt die nPD jedenfalls kaum missverständnisse aufkommen. sie 

artikuliert sich in besonders schroffer form bei der nPD-Jugendorganisa-

tion. so heißt es in einem vom Jn-bundesvorstand in berlin verfassten 

beschluss vom 28. Januar 2006, das „system” sei unreformierbar, müsse 

folglich „beseitigt und durch etwas neues ersetzt werden”. Da sich die 

„soziale frage” verschärfen werde, mehrten sich die chancen für eine 

„revolutionäre kampfpartei”: „Dann wird der organisierte nationalismus 

vom objekt zum subjekt der Politik, vom Verteidiger zum angreifer!”.30 

Die revolutionsbegeisterung, die aus solchen formulierungen spricht, 

stößt auch in rechtsintellektuellen zirkeln auf kritik: „wissen sie, wie 

leicht es ist, etwas zu zerschlagen und wie schwer, etwas ordentliches 

aufzubauen?”, entgegnete götz kubitschek seinem Deutsche Stimme-

interviewer andreas molau auf den Vorwurf, das sich selbst als national-

konservativer think tank verstehende „institut für staatspolitik” stelle 

„das system nicht in frage”.31

Das tabula rasa-Denken, das kubitschek aufs korn nahm, kennzeichnet 

nicht nur die Jugendorganisation, sondern auch die nPD-bundesführung. 

so erklärte der bundesvorsitzende udo Voigt im september 2004, die 

nPD verfolge die absicht, „die brD ebenso abzuwickeln, wie das Volk vor 

fünfzehn Jahren die DDr abgewickelt hat.” Die „brD” sei wie die frühere 

DDr ein „Vasallenstaat”. Das „liberal-kapitalistische system” stehe „kurz 

vor dem zusammenbruch”. nach der machtübernahme durch die nPD 

werde man die politisch Verantwortlichen ihrer gerechten strafe zufüh-

ren. Die nPD wolle die „Volksgemeinschaft”32 wiederherstellen.

wie die „Volksgemeinschaft” politisch organisiert werden soll, ist aus den 

programmatischen texten der nPD nur schwer zu rekonstruieren. Die 

liberale Demokratie („Demoliberalismus”) wird abgelehnt, da sie „zur 

überbetonung des einzelnen gegenüber der gemeinschaft”33 führt. Die 

Demokratie der nPD ist Ethnokratie, gründet sich auf einen „Volksstaat” 

mit einer aristokratischen „führungselite”.34 Die nPD sieht sich selbst als 

„antiliberale” Partei, da „liberalismus die herrschaft von Parteien und 

interessengruppen meint, deren bühne und Exekutionsorgan volksab-

gehobene Parlamente sind. im liberalismus reißen sich Parteien und 

interessengruppen den staat unter den nagel und machen ihn zum 

schacher- und kompromissobjekt; dabei wird jedes gemeinwohl und 

jede staatlichkeit zwischen den mühlsteinen des interessenkampfes 
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zerrieben.”35 Die nPD neigt – wie viele andere fundamentalkritiker des 

demokratischen Verfassungsstaates – einer identitätstheorie der Demo-

kratie zu. Der nPD-staat soll das „liberale Parteienregime – ganz demo-

kratisch! – durch ein neues gemeinwesen mit einem volksgewählten 

Präsidenten und Volksabstimmungen in allen lebensfragen der nation 

ablösen”.36 bei ihren institutionellen lösungen will sie sich u.a. von den 

europäischen faschismen inspirieren lassen, von den „Verfahren, die 

romanische staaten wie italien, Portugal, spanien, gerade durch zeitwei-

lige ausschaltung liberalistischer und marxistischer Positionen, zu zeit-

weiliger blüte verholfen haben.”37 Das grundgesetz der bundesrepublik 

Deutschland wird hingegen weitgehend abgelehnt: „Es ist ein Diktat der 

westalliierten, es ist vom deutschen Volk nie in einer Volksabstimmung 

abgesegnet worden, die grundrechtsbestimmungen triefen vor men-

schenrechtstümelei und stellen Deutsche im eigenen land de facto mit 

ausländern gleich, und das grundgesetz hat einem gemeinwohlschädi-

genden individualismus und Parteienregime den weg geebnet.”38

trotz der revolutionären radikalität ihrer systemkritik distanziert sich die 

nPD offiziell stets von jeglicher gewaltanwendung. sie will mit legalen 

mitteln an die macht kommen. in den handreichungen für funktionäre 

heißt es: „Die nPD hat das gewaltmonopol des staates zu keinem zeit-

punkt in frage gestellt und lehnt gewalt als mittel der politischen aus-

einandersetzung ab. Jede form der gewalt ist politisch kontraproduktiv 

und ein ausdruck geistiger schwäche und fehlender argumente. wir aber 

brauchen keine inhaltliche auseinandersetzung mit dem gegner zu 

scheuen, da wir die besseren argumente haben und die systemkräfte mit 

ihrem politischen latein längst am Ende sind.”39 auch die revolutions-

begeisterte Jugendorganisation Jn lässt es in der gewaltfrage nicht an 

klarheit vermissen: „revolutionär ist ideologischer und nicht bewaffneter 

kampf”, heißt es in dem Pamphlet „Vorwärts zur deutschen revolution”. 

im unterschied zur irischen Sinn Fein oder der baskischen Herri Batasuna 

hat die nPD niemals symbiotische beziehungen zu terrorgruppen unter-

halten, zumal ein aus dem untergrund planhaft und systematisch vorge-

hender rechtsterrorismus in der bundesrepublik bislang eine ausnahme-

erscheinung geblieben ist.40 Die nPD betrachtet die militanten szenen 

zwar als ein rekrutierungsreservoir, erwartet von ihren mitgliedern je-

doch diszipliniertes Verhalten. Der nPD-Verbotsantrag der bundesregie-

rung ging in die irre, wenn er den Versuch unternahm, den verfassungs-

feindlichen charakter der Partei mit der beteiligung von nPD-mitgliedern 

an illegalen, gewaltorientierten handlungen zu begründen.41 an beispie-

len eben jener fehlt es ohne zweifel nicht, doch dürfte deren repräsenta-

tivität schwerlich nachzuweisen sein. Die strategie der Partei zielt nicht 

auf gewaltsamen umsturz, sondern auf eine überwindung der parlamen-

tarischen Demokratie mit deren eigenen mitteln. 

Dessen ungeachtet gilt: hasserfüllte systemkritik, wie sie aus nPD-krei-

sen vorgetragen wird, vermag gewalt in den subkulturen zu stimulieren. 

wie schmal der grat zwischen verbaler radikalität und animation zu 

gewaltorientiertem handeln sein kann, lässt sich anhand einer Passage 

eines Ds-artikels von angelika willig verdeutlichen, einer in freiburg 

promovierten Philosophin, die von der Jungen Freiheit zur nPD überge-

wechselt ist und von der intellektuell vergleichsweise versierte beiträge 

im nPD-Parteiorgan stammen. in einem beitrag, in dem sie für einen 

differenzierten umgang mit islamisten wirbt, heißt es: „die radikalen 

islamisten stehen an der spitze der neuen opposition gegen die ‚einzige 

weltmacht’. wenn man ehrlich ist, versetzen nicht deutsche oder europä-

ische nationalisten die wall street in sorge, wohl aber die araber. selbst 

noch als versprengte Einzelpersonen lehren radikale moslems das globale 

Establishment das fürchten. man kann nicht umhin, einer solchen lehre 

respekt zu zollen.”42 Von solchen Äußerungen zur rechtfertigung des 

„bewaffneten kampfes” ist der weg nicht weit. Jedoch wäre es zu ein-

fach, von einer meinungsäußerung im Parteiorgan auf die haltung der 

nPD-führung zu schließen.

auch im hinblick auf die haltung der Partei zum historischen national-

sozialismus kann man nicht von völliger geschlossenheit ausgehen,  

zumal die ns-ideologie keine Einheit bildete und vielerlei anknüpfungs-

punkte wie auch reibungsflächen bietet. sieht man in der weltanschau-

ung hitlers eine art grundkonsens, mit dem sich verschiedene strömun-

gen der Partei integrieren ließen, kann diese immerhin als maßstab der 

beurteilung dienen.

zu den unverrückbaren Prinzipien der weltanschauung hitlers zählte der 

„rassenstandpunkt”. Demnach hatte die eigene rasse/das eigene Volk im 

mittelpunkt aller überlegungen und handlungen zu stehen. weder „das 

individuum” noch „die menschheit” konnten entscheidende bezugsgrößen 

sein.43 Dabei waren „rasse”/„Volk” biologisch determiniert. Diese über-

zeugung wird von der nPD geteilt. so heißt es in den argumentationshil-

fen für funktionäre: „Die menschen leben in Völkern als organisch ge-
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wachsenen gemeinschaften körperlich, geistig und seelisch verwandter 

menschen mit gemeinsamer sprache und kultur, geschichte und tradi-

tion, abstammung und schicksal. Völker sind konkrete, greifbare lebens-

erscheinungen, während es ‚den’ menschen gar nicht gibt. Es gibt den 

Deutschen, den franzosen und den türken, aber nicht ‚den’ menschen. 

Dem menschen ‚an sich’ kann man gar nicht begegnen, wohl aber dem 

russen oder dem chinesen. Der ‚mensch’ ist genauso eine fiktion, ein 

gedankengebilde und eine illusion wie die ‚menschheit’. Der mensch 

existiert nur in seiner je unterschiedlichen ethnisch-kulturellen Prägung 

und damit als angehöriger eines bestimmten Volkes.”44 wie hitler ist auch 

die nPD davon überzeugt, bei dieser lehre handele es sich um die einzig 

wahre, naturwissenschaftlich unanfechtbare anschauung45 – im gegen-

satz zur „christlichen”, „liberalistischen” und „marxistischen”: „Diesen 

ersichtlich an der wirklichkeit gescheiterten Vorstellungen, die unsere 

Völker fast lebensuntüchtig gemacht haben, stellen wir nationalisten das 

wirkliche menschenbild gegenüber. Dieses bindet sich an naturwissen-

schaftlich erhärtete tatsachen (etwa der Verhaltensforschung und biolo-

gischen anthropologie), und überwindet waghalsige Vorstellungen (nach 

ideologischen Vorgaben rein verallgemeinernd hergeleitete Einfälle ohne 

wirklichkeitsbezug). Das wirkliche menschenbild trägt der biologischen 

grundlage, der gemeinschaftsgebundenheit und der überlieferung der 

menschen und ihrer natürlichen ordnungsform, sowie den Völkern, 

rechnung.”46 

wie hitler will auch die nPD die gegensätze der „klassen” und „stände” 

in der „Volksgemeinschaft” überwinden, einen „Dritten weg” zwischen 

den Extremen des kapitalismus und des kommunismus finden, markt  

und Plan, sozialismus und nationalismus miteinander verknüpfen. Die 

grundlage bilde auch hier „das wirkliche menschenbild von nationalisten. 

Der Dritte weg will die widersprüche klasse und nation überwinden, 

liberalistische gleichmacherei wie marxistischen kollektivismus erübri-

gen.”47 Die Verbindung und überwindung der Extreme erläuterte der  

historiker Jürgen w. gansel, neben holger apfel chefideologe der sächsi-

schen nPD-landtagsfraktion, in folgender weise: „wir sind rechtsradikal 

insofern wir die gleichheit der menschen, Völker und rassen bestreiten, 

deshalb die menschenrechte in ihrer liberalistischen und linken lesart 

ablehnen. wir sind linksextrem insofern wir erkennen, dass das große 

private sach- und finanzkapital durch seine maßlose akkumulationslogik 

sich jeder gemeinschaftsorientierung und raumorientierten Volkswirt-

schaft konsequent widersetzt, weshalb in diesem bereich – mit dem 

absturz der globalisierung – die Enteignung unvermeidbar sein wird. wir 

werden dann aber auch wieder rechtsradikal sein, wenn linksradikale 

nicht zwischen mittelständischen unternehmen und ‚Pseudo-unterneh-

mern’, das heißt zwischen aktionären und ag-Vorstandsvorsitzenden, 

unterscheiden wollen (also zwischen schaffendem und raffendem kapi-

tal). schließlich richtet sich unser nationalrevolutionärer radikalismus am 

gemeinwohl des deutschen Volkes aus.”48

wie dieses zitat belegt, zeigen die repräsentanten der nPD keine scheu 

vor der Verwendung nationalsozialistischen Vokabulars. selbst das histo-

risch in besonderer weise kontaminierte attribut „völkisch” stößt nicht 

auf berührungsängste, etwa wenn gansel, dessen Verbalradikalismus 

unter den abgeordneten des sächsischen landtags hervorsticht, fest-

stellt: „in teilen mitteldeutschlands haben nationalisten mit völkisch 

aufgeladenen sozialthemen bereits die meinungsführerschaft errungen”. 

wenn er „die morschen knochen der Volks- und Vaterlandsabwickler”49 

klappern hört, klingt im hintergrund das alte sa-kampflied an.

gansel war es auch, der die bombardierung Dresdens im februar 1945 

im sächsischen landtag als „bomben-holocaust”50 bezeichnete. Die 

formel ist bei der nPD bereits seit längerem eingeführt.51 im „aktions-

programm für ein besseres Deutschland”, das die nPD im bundestags-

wahlkampf 2005 verbreitete, war u.a. die forderung nach einer steuer 

auf „müheloses Einkommen”52 enthalten – eine formulierung, die Punkt 

11 des nsDaP-Parteiprogramms von 1920 entspricht. im Politischen 

Lexikon der nPD beruft man sich unter dem stichwort „rasse” auf den 

„bedeutenden anthropologen” hans f. k. günther, und damit auf einen 

der einflussreichsten rassenideologen der ns-zeit.

Die demokratischen Parteien firmieren bei der nPD in einer genau der 

nationalsozialistischen entsprechenden Diktion häufig als „Volksfeinde”.53 

auch die weltanschaulichen strömungen, von denen sich die nPD dis-

tanziert, entsprechen dem nationalsozialistischen feindbild: christentum, 

liberalismus und marxismus. mit der expliziten ablehnung des christ-

lichen menschenbildes54 unterscheidet sich die nPD deutlich von anderen 

rechtsaußenparteien, insbesondere aber der „religious right” mit ihrer 

Verbindung von nationalismus und fundamentalistisch interpretiertem 

christentum, wie sie in überwiegend evangelikalen formen in den usa 

oder auch in katholisch-integristischer ausprägung in Polen politischen 

Einfluss ausübt.55 Der nPD könnte (nicht nur wegen der anderen „natio-
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nalen” rolle des deutschen katholizismus) wohl kaum gelingen, was dem 

fn in den achtziger/neunziger Jahren zeitweilig glückte: die integration 

von teilen der katholischen integristen.56 mit Jürgen rieger gehört ein 

dezidierter antichrist dem nPD-bundesvorstand an. Er leitet die „art-

gemeinschaft – germanische glaubens-gemeinschaft”, in der die über-

legenheit der altgermanischen götterwelt und kultur beschworen, das 

christentum als Quelle der Dekadenz geschmäht wird. 

wenn rieger die „kreuzzugsmentalität” der „jüdisch-christlich geführten 

usa”57 geißelt, klingen Verschwörungstheorien über das wirken israels, 

der usa und jüdischer lobbies an der „ostküste” an, wie sie in der nPD 

kursieren.58 im unterschied zur nsDaP prägt der antisemitismus die 

nPD-Parteiprogrammatik nicht, doch erscheinen israel und die Juden in 

der Parteipresse stets in negativen zusammenhängen. antisemitismus 

klingt insbesondere bei falschen historischen analogien, in Polemiken 

gegen die form des gedenkens an die jüdischen ns-opfer und bei der 

hofierung der auschwitz-leugner-szene an.59 antisemitische ressenti-

ments treten oft in Verbindung mit antiamerikanismus auf: „amalgamiert 

mit antiamerikanismus dient aggressive Judenfeindschaft als Ventil zur 

artikulation atavistischer antisemitischer Emotionen: Parallel dazu wird 

der sekundäre antisemitismus – also die Judenfeindschaft, die sich aus 

der abwehr der Erinnerung an den holocaust speist – in Verbindung mit 

der provokativen Verweigerung gegenüber der Erinnerungskultur instru-

mentalisiert.”60 so verließen die abgeordneten der nPD-fraktion im säch-

sischen landtag am 21. Januar 2005 den Plenarsaal, um nicht an einer 

gedenkminute für die opfer des nationalsozialistischen terrors teilneh-

men zu müssen. in ihren handreichungen für funktionäre empfiehlt die 

Partei, beim thema antisemitismus mit dem hinweis auf die legitimität 

von „kritik an jüdischen interessenverbänden” zu reagieren: „selbstver-

ständlich nehmen wir uns das recht heraus, die großmäuligkeit und die 

ewigen finanzforderungen des zentralrats der Juden in Deutschland zu 

kritisieren.”61 gleichzeitig wird folgendes bild der ns-herrschaft vermit-

telt: Das „Deutsche reich” habe „in der kurzen zeitspanne von 1933 bis 

1939 die fesseln von Versailles abgestreift” und sich „zu einem nationa-

len und sozialen, autoritativen und wehrhaften staatswesen mit großer 

anziehungskraft”62 entwickelt.

Das in der Partei verbreitete geschichtsbild erhellt eine programmatische 

Parteitagsrede, die der bundesvorsitzende im oktober 2004 in leinefelde 

hielt. Die zeit vor 1945 thematisierte Voigt nicht eingehend. wo er sie 

erwähnte, sprach er jedoch ausschließlich von heldentum und nationalem 

Verantwortungsbewusstsein. 1945 gilt ihm als startdatum für eine bis 

heute andauernde besetzung Deutschlands und für die machtübernahme 

„einer clique mehr oder weniger korrupter Politiker, die hier und da sogar 

kollaboration mit den alliierten kriegsgewinnlern trieben.” sie übt eine 

„fremdherrschaft” aus. Die Erfolge der Partei würden den boden für eine 

„politische wende” vorbereiten, die dazu führen könnte, dass bei der 

nächsten bundestagswahl „erstmalig nach dem bitteren Ende des zwei-

ten weltkrieges”, des „opferganges unserer Väter und großväter”, wieder 

„eine starke nationale fraktion in den Deutschen reichstag”63 einziehe. 

so wundert es nicht, dass Voigt adolf hitler an anderer stelle als „großen 

deutschen staatsmann”64 gewürdigt hat.

solche Äußerungen dürften innerhalb der nPD mehrheitsfähig sein. aller-

dings hat einer der maßgeblichen Protagonisten einer „intellektualisie-

rung”, der Publizist Jürgen schwab, aus Protest gegen solche bekundun-

gen die Partei verlassen. schwab orientierte sich in seinen theoretischen 

beiträgen zur fundierung eines „neuen nationalismus” am staatsver-

ständnis carl schmitts und dem italienischen faschismus. Der national-

sozialismus sei „unfähig zu einem staatsethos”, benito mussolini „visio-

närer als adolf hitler” gewesen. Die Verbindung von nationalismus und 

sozialismus hätte nach schwab ein „Exportartikel” werden, einen befrei-

ungsnationalismus inspirieren können, hätte der nationalsozialismus die 

nicht-germanischen Völker, vor allem die slawen, „als Völkerrechtssub-

jekt”65 anerkannt. Von dieser Position aus übte schwab heftige kritik am 

„hitlerismus in der nPD”.66

allerdings muss man, um Voigt gerecht zu werden, auch die kritischen 

bemerkungen zur kenntnis nehmen, die er mit seiner würdigung hitlers 

als „großen staatsmann” verband. so distanzierte er sich im Junge 

Freiheit-interview vom „imperialistischen” charakter des nationalsozialis-

mus und wollte damit wohl zwischen den Positionen schwabs und denen 

entschiedener neonationalsozialisten vermitteln. in ihrer Programmatik 

hat die nPD dem imperialen rassismus seit langem eine absage zugun-

sten eines differentialistischen Ethnonationalismus erteilt.

Diese Position ist keineswegs so neu, wie gelegentlich angenommen wird. 

sie existierte bereits als minderheitsmeinung innerhalb der historischen 

ns-bewegung und bildete einen zentralen Programmpunkt des 1950 

gegründeten theorieorgans „nation Europa”.67 Die französische Nouvelle 
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droite um alain de benoist verfeinerte das konzept in den siebziger 

Jahren und brachte es – durch die Vermittlung armin mohlers – wieder in 

die deutsche Diskussion ein.68 Es schlug sich bereits in den achtziger 

Jahren in der nPD-Programmatik nieder, etwa in den 1987 verabschie-

deten „nationaldemokratische[n] gedanken für eine lebenswerte zu-

kunft”. unter Punkt x. wurde vor einem „kulturimperialismus” gewarnt, 

der „die Eigeninteressen und das selbstbestimmungsrecht der Völker” 

missachte: „Der imperialismus entsteht aus dem Versuch, scheinbar 

universell gültige werte durch ideologische missionen allen Völkern 

aufzwingen zu wollen.”69 mit dem biologischen rassismus älteren typs hat 

der Ethnopluralismus gemeinsam, dass an die stelle der individualrechte 

das kollektivrecht der „Völker” oder „Ethnien” tritt, die als naturgegebene 

und homogene Einheiten ihre jeweilige „identität” entfalten. 

Der Ethnopluralismus der nPD schließt multikulturalismus – im unter-

schied zur konzeption de benoists – explizit aus. Ein nebeneinander der 

kulturen/Völker innerhalb eines staates führe stets zu unheilvollen Ent-

wicklungen. Die reinerhaltung des deutschen „Volkskörpers” erfordert die 

fernhaltung von fremden. ihnen darf daher auch kein grund und boden 

verkauft werden: „Die wirtschaft darf unsere umwelt nicht zerstören und 

unsere bevölkerung nicht entfremden. grund und boden bleiben immer 

Eigentum des deutschen Volkes und dürfen nicht an ausländer veräußert 

werden.”70 umgekehrt pocht die nPD auf die vermeintlich angestammten 

rechte des deutschen Volkes in gebieten, die seit langem nicht mehr zu 

Deutschland gehören. in ihrem seit 1997 gültigen Programm heißt es: 

„Die wiederherstellung Deutschlands ist mit der Vereinigung der besat-

zungskonstruktionen brD und DDr nicht erreicht. Deutschland ist größer 

als die bundesrepublik!” (Punkt 10). 

Der nPD-standpunkt in dieser frage ähnelt dem der ultranationalisten 

rumäniens, serbiens und ungarns, die territoriale forderungen gegen-

über nachbarstaaten erheben, in denen ein bestimmter anteil der „eige-

nen Volksgruppe” seit langem ansässig ist. mag ein solches Denken nicht 

in jeder form in konflikt mit dem konzept des Ethnopluralismus geraten, 

treten unüberbrückbare spannungen auf, wenn die nPD den uralten 

reichsmythos beschwört. zwar fordert sie keinen „lebensraum im os-

ten”. Doch beflügelt die reichsidee weitreichende großmachtphantasien: 

„Das reich war jahrhundertelang europäische ordnungsmacht. Es spie-

gelte die gemeinsame mythische wurzel der europäischen Völker indo-

europäischer sprache und alteuropäischer kultur. Die wiederherstellung 

des Deutschen reiches ist wichtigste aufgabe der deutschen nationalis-

ten.”71 Die Vorstellung eines „Protektorats” zeichnet sich ab, wenn die 

nPD die idee des reichs damit legitimiert, es gewähre „den kleineren 

europäischen Völkern hilfe gegen raumfremde ideen und imperialis-

men”.72 Der für den nationalsozialismus charakteristische pangermani-

sche großmachtanspruch blitzt an dieser stelle auf. 

insgesamt zählt die nPD im europäischen Vergleich zu jenen rechts-

außenparteien, die sich besonders intensiv an Vorbildern der zwischen-

kriegszeit orientieren, an die „vielen guten seiten” der historischen  

faschismen/des historischen nationalsozialismus anzuknüpfen geden-

ken.73 Die dogmatische kernideologie begrenzt die populistische reak-

tionsfähigkeit auf wechselnde wählererwartungen, wie sie einige der in 

der Vergangenheit besonders erfolgreichen formationen an den tag leg-

ten.74

in einer theoretisch wie methodisch anspruchsvollen komparativen studie 

hat Elisabeth carter fünf typen europäischer rechtsaußenparteien unter-

schieden, je nachdem ob sie 1) die immigrationsfrage in den mittelpunkt 

stellen, 2) rassistisch sind und/oder 3) Demokratie, 4) Parlamentarismus 

und 5) Pluralismus entschieden bekämpfen. „neo-nazi parties” erfüllen 

alle drei kriterien; „neo-fascist parties” lehnen Demokratie, Parlamen-

tarismus und Pluralismus ab, sind aber weder xenophob noch rassistisch; 

„authoritarian xenophobic parties” sind stark xenophob, kulturalistisch 

(ethnopluralistisch) und schwächer antidemokratisch, „neo-liberal xeno-

phobic parties” dagegen stark xenophob und kulturalistisch, aber nicht 

antidemokratisch; „neo-liberal populist parties” schließlich erscheinen 

weder xenophob noch rassistisch noch antidemokratisch/antipluralis-

tisch.75 wer diese typologie akzeptiert, gelangt mit blick auf die nPD zu 

einer klaren Einordnung: Es handelt sich um eine „neo-nazi party”. sie 

zählt mithin zu jenen formationen, die den historischen Vorbildern der 

zwischenkriegszeit ideologisch-programmatisch am nächsten stehen. 

ihre affinität zur ns-ideologie kann professionellen beobachtern kaum 

verborgen bleiben, zumal die Partei keineswegs konsequent politische 

mimikry praktiziert. sie distanziert sich zwar von gewaltorientierter 

strategie, macht aber aus ihrer systemfeindschaft kein hehl, will den 

demokratischen Verfassungsstaat revolutionär überwinden, propagiert 

den „nationalen sozialismus”, bekennt sich zu „völkischen” Prinzipien und 

verbreitet ein geschichtsbild, in dem sich das ns-regime der Vorkriegs-

zeit vorteilhaft von dem des westlichen nachkriegsdeutschland abhebt.
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Eine Partei dieses typs stößt in der bundesrepublik auf ungünstige rah-

menbedingungen und gelegenheitsstrukturen. Ein erster wichtiger faktor 

ist das im grundgesetz verankerte konzept der „streitbaren Demokratie”, 

auch wenn es im falle des nPD-Verbotsverfahrens auf grenzen gestoßen 

ist. „streitbare Demokratie” erschöpft sich jedoch nicht in der möglichkeit 

des Parteiverbots. zu erwähnen ist vor allem die Einrichtung des behörd-

lichen Verfassungsschutzes, der über die aktivitäten jener formationen 

kritisch und öffentlich berichtet, die mit grundnormen des demokrati-

schen Verfassungsstaates in konflikt geraten. Die Vorverlagerung des 

Demokratieschutzes in den raum nicht-gewaltförmigen handelns, ver-

bunden mit der Veröffentlichung der beobachtungsergebnisse in berich-

ten auf bundes- und landesebene, findet im europäischen ausland keine 

vollgültige Entsprechung. Die Ergebnisse der Verfassungsschutzberichte 

werden in der Öffentlichkeit aufmerksam wahrgenommen und stellen 

einen wettbewerbsnachteil für alle jene Parteien dar, die in ihnen Erwäh-

nung finden.76 Davon betroffen sind auch organisationen, gegen die der 

Einsatz der in der Verfassung verankerten abwehrinstrumente (wie Ver-

einigungsverbot, Parteiverbot, Verwirkung von grundrechten, zulas-

sungsbeschränkung bei der Einstellung in den öffentlichen Dienst) nicht 

ernsthaft erwogen wird, etwa weil deren anwendung als inopportun oder 

juristisch schwer durchsetzbar erscheint.77

Dieser institutionelle faktor wird durch eine politisch-kulturelle besonder-

heit verstärkt, die der amerikanische Politikwissenschaftler David art im 

deutsch-österreichischen Vergleich herausgearbeitet hat. Die Erfolge der 

fPÖ seien durch eine bei österreichischen Eliten anzutreffende „Viktimi-

sierungskultur” (Österreich als erstes opfer der nationalsozialisten) be-

günstigt worden, während in Deutschland eine von sämtlichen Eliten 

getragene „reuekultur” („culture of contrition”) den Erfolg einer Partei 

vom schlage der rEP verhindert habe.78 Die intensität der selbstkriti-

schen auseinandersetzung mit der nazivergangenheit ziehe in Deutsch-

land eine überaus kritische öffentliche auseinandersetzung mit all jenen 

Phänomenen und Entwicklungen nach sich, die auch nur eine entfernte 

Ähnlichkeit mit dem historischen original aufwiesen. Die großen Parteien 

überbieten sich geradezu in der geißelung des rechtsextremismus, wobei 

sich die skandalisierungsinteressen von Politikern nicht selten mit denen 

von Journalisten treffen und ungefiltert Eingang in die veröffentlichte 

meinung finden. in einer solchen atmosphäre haben es rechtsaußen-

parteien besonders schwer, gehör und akzeptanz zu finden. selbst die 

populistische „single issue movement” (kriminalitätsbekämpfung) des 

ehemaligen hamburger richters ronald schill („schill-Partei”), die sich 

bei aller radikalität ihrer forderungen klar vom rechtsextremismus 

distanzierte, wurde mit Verdächtigungen dieser art konfrontiert.79 

Die wechselwirkung von ns-traumatisierung, hoher sensibilität gegen-

über den „gefahren von rechts” und politischer instrumentalisierung  

aus edlen (wie mitunter auch weniger edlen) motiven präformiert das 

bündnisverhalten der demokratischen Parteien gegenüber rechtsaußen-

parteien zumeist. rechtsextremistische und nationalpopulistische Par-

teien stoßen in Deutschland auf ein „exclusionary oligopoly”.80 was mit 

blick auf die linke/PDs in einer hier eher zur großzügigkeit neigenden 

Öffentlichkeit als gerade noch akzeptabel durchgehen mag, wäre mit 

blick auf die rEP – beispielsweise – als unverzeihlicher fauxpas gewertet 

worden. für den harten rechtsextremismus der nPD gilt dies umso mehr. 

Die nPD sieht sich einer massiven gesellschaftlichen gegenmobilisierung 

gegenüber. wo immer sie demonstrierend in der Öffentlichkeit in Erschei-

nung tritt, ist sie mit einer überzahl von gegendemonstranten konfron-

tiert. konten der nPD werden gekündigt; Druckereien nehmen keine auf-

träge an; hoteliers verweigern die beherbergung von nPD-abgeordneten; 

gastwirte und Pächter stellen keine räume für Parteiveranstaltungen zu 

Verfügung; gemeinden versuchen den Erwerb von immobilien durch die 

nPD zu verhindern. Die liste ließe sich verlängern.81 Die strategie der 

ausgrenzung gegenüber rechtsextremen Parteien wird mit besonderer 

schärfe von antifaschistischen „watchdogs”82 betrieben, die teils aufklä-

rung im sinne wehrhafter Demokratie betreiben, teils aber auch dazu 

neigen, über das ziel hinauszuschießen. Die kriminelle Dimension des 

„kampfes gegen rechts” enthüllen die vom bundeskriminalamt veröffent-

lichten zahlen zumeist linksextrem motivierten gewalttaten gegen tat-

sächliche oder vermeintliche rechtsextremisten.83

so unzulässig manche methoden im rechtsextremismus-abwehrkampf 

auch sind: Dem bemühen von rechtsaußenparteien werden in Deutsch-

land hohe hürden in den weg gestellt. sie finden daher auch kaum 

positive resonanz in den medien, geschweige denn, dass ihnen – wie 

mitte der achtziger Jahre le Pen in frankreich – aus politischem kalkül 

ein forum geboten würde.84 rechtsaußenparteien – auch solche mit aus-

geprägt populistischem Profil – haben es in Deutschland daher schwer, 

kompetentes politisches Personal an sich zu ziehen, da jeder, der sich 

ihnen nähert, fürchten muss, berufliche karrierenachteile zu erleiden. 



60 61

alle erwähnten faktoren zusammengenommen bilden eine wirkungsvolle 

barriere, die mittelfristig kaum zu überwinden sein dürfte. Entwarnung 

wäre dennoch fehl am Platze. Der schutz des demokratischen Verfas-

sungsstaates ist eine Daueraufgabe, deren Erfüllung von vielen Voraus-

setzungen abhängt: der funktionsfähigkeit der politischen gewalten, der 

Effektivität des regierungshandelns, der wirksamkeit des institutionellen 

Demokratieschutzes, der Verankerung demokratischer normen, der Vita-

lität demokratischer bürgerkultur, nicht zuletzt auch der wahrung der 

äußeren sicherheit. selbst wenn all diese anforderungen erfüllt werden, 

können schwere wirtschaftskrisen, naturkatastrophen, terroristische 

anschläge oder kriegerische bedrohungen Einfallstore für extremistische 

bewegungen – welcher couleur auch immer – schaffen. auf der extre-

men rechten wäre aber selbst dann einer formation von der art der nPD 

kaum ein Durchbruch zuzutrauen, weit eher schon einer national-populi-

stischen bewegung mit charismatischer führung und einer für breitere 

kreise verführerischen Programmatik.
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5.  stratEgiEn zur EntzaubErung 
DEr ExtrEmistEn

wie gezeigt worden ist, zählt die nPD europaweit zu den 

„harten” rechtsextremen formationen mit Verbindungen zu 

militanten „szenen” und hoher affinität zu den faschismen 

der zwischenkriegszeit, insbesondere zu deren Extremform, 

dem deutschen nationalsozialismus. Da eine derartige kraft 

in Deutschland nur eine kleine minderheit zu bezaubern 

vermag, dürfte es den großen demokratischen Parteien nicht 

schwer fallen, die wähler von der überlegenheit der eigenen 

konzepte zu überzeugen. Derzeit dürfte die stärkung der 

globalen wettbewerbsfähigkeit und die rückführung der 

arbeitslosigkeit der wirksamste beitrag zur bekämpfung des 

rechtsextremismus sein. 

Darüber hinaus besteht die effektivste abwehrstrategie in 

einer intensiven, breitenwirksamen geistigen auseinander-

setzung, die die affinitäten der nPD gegenüber dem histori-

schen nationalsozialismus herausstellt und ihre Verflechtun-

gen mit der militanten neonationalsozialistischen kamerad-

schaftsszene offen legt. Diese aufgabe dürfte umso leichter 

zu bewältigen sein, als die nPD sich nicht einmal in wahl-

kampfzeiten konsequent in politischer mimikry übt. nicht 

wenige ihrer repräsentanten machen „aus ihrem herzen 

keine mördergrube”, scheinen zudem provokative öffentliche 

auftritte als notwendiges mittel zur Erzielung von aufmerk-

samkeit und zur befriedigung einer jugendlich-militanten 
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klientel anzusehen. in welcher weise die nationalsozialistischen nei- 

gungen der nPD wirkungsvoll entlarvt werden können, hat jüngst der 

Dresdner Politikwissenschaftler steffen kailitz eindrucksvoll vorexerziert, 

indem er auf drastische weise die potentiellen auswirkungen des nPD-

„ausländerrückführungsprogramms” aufzeigte, würde es nach einer  

regierungsübernahme konsequent in die tat umgesetzt: „Das kernpro-

jekt der nPD ist die Vertreibung von rund elf mio. menschen. […] Der Plan 

für einen neuerlichen staatlichen raubzug unter der völkischen Parole 

einer nationalisierung ist im Programm der heutigen nPD in erstaunlich 

offener weise dargelegt. […] im unterschied zur historischen nsDaP, 

deren 25-Punkte-Programm sehr vage formuliert war, hat die heutige 

nPD dabei vor allem in ihrem aktionsprogramm die meisten ihrer karten 

auf den tisch gelegt.”1

wenn kailitz’ Diagnose zutrifft, scheint evident, dass die geistige aus-

einandersetzung mit den politischen inhalten der nPD in der breiten 

Öffentlichkeit bislang zu wenig geführt wird. sie sollte intensiviert wer-

den, zumal es sich um das der freiheitlichen Demokratie angemessenste 

abwehrinstrument handelt. Das schonungslose offenlegen von tatsachen 

kann menschen von irrwegen abbringen und denen, die in ihren orientie-

rungen schwankend sind, wichtige hilfestellungen geben. alle träger 

freiheitlich-demokratischer politischer bildung und Erziehung, ob privat 

oder staatlich verfasst, verdienen nachhaltige unterstützung. sie sollten 

sich in ihrer arbeit von folgenden maximen leiten lassen: 

trotz der notwendigkeit zur pädagogischen/didaktischen Vereinfachung 

so differenziert wie möglich informieren! 

kein zerrbild von der nPD zeichnen, sachlich und korrekt über ihre  

repräsentanten berichten, dehumanisierende Darstellungsformen 

(„braune ratten”) strikt unterlassen! 

Propagandistische tricks entlarven: übertreibung, Dramatisierung,  

Verzerrung, Einseitigkeit, selektive sichtweisen, perspektivische Ver-

kürzungen, ausbeutung von ressentiments, appell an niedere instink-

te, schüren von Ängsten gehören zum handwerkszeug der extremen 

rechten. 

keine klischeebilder über „den faschismus” zeichnen, sich auf das  

gegenüber inhaltlich einlassen! 

bei den „schulhof-cDs” der nPD gibt es die möglichkeit, sie zum  

gegenstand des schulunterrichts zu machen.











Eine vitale, demokratische bürgerkultur lässt politischen Extremismus 

nicht raum greifen. an konkreten Problemen orientierte initiativen „vor 

ort” können vieles leisten, was die kräfte staatlicher institutionen über-

steigt. Die laufenden förderprogramme erscheinen sinnvoll, sofern eine 

regelmäßige Evaluierung erfolgt, bei der auch die beachtung rechtstaat-

licher grundsätze zu überprüfen ist. im „kampf gegen rechts” (eine im 

übrigen mehr als fragwürdige Parole, da kein Demokrat auf die idee 

käme, einen „kampf gegen links” auszurufen, die formel „kampf gegen 

rechtsextremismus” ist hier zu bevorzugen) ist nicht jedes mittel erlaubt. 

zivilcourage legt an den tag, wer sich rechtsextremem treiben entgegen-

stellt und dabei ein persönliches risiko eingeht. Poststellen, die es ableh-

nen, nPD-sendungen zu befördern, hoteliers, die sich weigern, nPD-ab-

geordnete als gäste zu beherbergen, verdienen kein öffentliches lob, da 

ihr Verhalten weder riskant noch rechtsstaatlich unbedenklich ist. Die 

gute absicht allein qualifiziert eine handlung noch nicht als tugendhaft 

und nachahmenswert. auch wer extreme politische ansichten vertritt, ist 

als bürger nicht rechtlos, wie ärgerlich das für den ein oder anderen mit-

unter auch sein mag. kein Verständnis verdienen jene, die gar meinen, 

der nPD mit gewalt entgegentreten zu dürfen.

formen einer mitunter unzivilen gesellschaft führen vor augen, dass 

wirksamer Demokratieschutz nicht allein auf den schultern der bürger-

gesellschaft ruhen kann. Er bedarf funktionsfähiger, freiheitssichernder 

institutionen und eines effektiven, strikt an rechtsstaatlichen Prinzipien 

orientierten sicherheitsapparats. Das Demokratieschutz-konzept der 

„streitbaren Demokratie” sollte allerdings nicht in erster linie als repres-

sives, in die freiheitsrechte von Verfassungsfeinden eingreifendes instru-

mentarium verstanden werden. in erster linie geht es um die behütung 

der elementaren werte und Verfahrensregeln mittels identifikation, 

benennung, beobachtung und beschreibung extremistischer tendenzen, 

insbesondere in ihren organisierten formen. Dem behördlichen Verfas-

sungsschutz kommt dabei eine zentrale aufgabe zu. seine intensive, in 

die breite Öffentlichkeit wirkende berichtstätigkeit ist mitunter kontrovers 

und bedarf rechtsstaatlicher kontrolle; sie hat jedoch im großen und 

ganzen einen wichtigen beitrag zur sensibilisierung und aufklärung der 

Öffentlichkeit geleistet und im ausland nachahmung gefunden.

Demgegenüber wird die repressive seite der „streitbaren Demokratie” in 

ihrer bedeutung vielfach überschätzt. Das mittel der beschränkung poli-

tischer aktivrechte (artikel 18 grundgesetz) blieb bislang bedeutungslos, 
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weil das bundesverfassungsgericht seiner anwendung mit recht hohe 

hürden in den weg stellte. nur von der möglichkeit des Vereinigungsver-

bots (artikel 9,2 grundgesetz) wurde in der Praxis häufig gebrauch 

gemacht – mit zweifelhaftem Erfolg. Dies zeigt schon ein flüchtiger blick 

auf die Verbotsstatistik und die Entwicklung der von den Verfassungs-

schutzämtern erhobenen organisationsdaten. in den Jahren 1992 bis 

2006 wurden nicht weniger als 24 rechtsextremistische Vereinigungen in 

bund und ländern verboten. Doch das entsprechende Personenpotential 

stieg fast kontinuierlich weiter an (siehe tab. 11).

Tab. 11: Vereinigungsverbote und Anhängerpotential des subkulturellen 

Rechtsextremismus

anhängerpotential des subkulturellen  
rechtsextremismus

Jahr neo-ns-szene
„gewaltbereite”,  

insbes. skinheads
anhänger  
insgesamt

Verbote rechtsextremer  
Vereinigungen in  

bund und ländern

1991 2.100 4.200 6.300

1992 1.400 6.400 7.800 nf, Da, no

1993 1.500 5.600 7.100 nb, hVD, ffD

1994 3.740 5.400 9.140 wJ

1995 2.480 6.200 8.680 faP, nl

1996 2.690 6.400 9.090

1997 2.400 7.600 10.000

1998 2.400 8.200 10.600

1999 2.200 9.000 11.200

2000 2.200 9.700 11.900 bh, wY

2001 2.800 10.400 13.200 sss, nwP

2002 2.600 10.700 13.300

2003 3.000 10.000 13.000

2004 3.800 10.000 13.800 faf

2005 4.100 10.400 14.500
tor berlin, berliner  
alternative süd-ost,  
hauptvolk, sturm 27

2006 4.200 10.400 14.600 schutzbund Deutschland

Quelle: Verfassungsschutzberichte des Bundes. Abkürzungen: BH – Blood &  
Honour, DA – Deutsche Alternative, FAF – Fränkische Aktionsfront, FAP – Freiheit-
liche Deutsche Arbeiterpartei, FFD – Freundeskreis Freiheit für Deutschland, HVD – 
Heimattreue Vereinigung Deutschlands, NB – Nationaler Block, NF – Nationalistische 
Front, NL – Nationale Liste, NO – Nationale Offensive, NWP – Nationaler Widerstand 
Pirna, SSS – Skinheads Sächsische Schweiz, WJ – Wiking Jugend, WY – White 
Youth.

Die Vielzahl der Vereinigungsverbote seit 1992 führte offenkundig nicht 

zu einer Verringerung des entsprechenden anhängerpotentials. Vielmehr 

organisierten sich die szenen verstärkt in loser, informeller form. Von der 

zweiten hälfte der neunziger Jahre an gewann die nPD für einen teil der 

von Verboten betroffenen aktivisten an attraktivität. Das nPD-Verbots-

verfahren unterbrach diesen trend nur für kurze zeit, sein scheitern 

verstärkte ihn.

Das Parteiverbot (artikel 21,2) wurde in der geschichte der bundes-

republik nur zweimal angewandt – was zur stabilisierung der jungen 

Demokratie beigetragen haben könnte. Dass es sich in den letzten Jahren 

als mittel der rechtsextremismus-bekämpfung bei Politikern verschiede-

ner Parteien so hoher wertschätzung erfreut, verdankt es aber vor allem 

seiner symbolischen wirkung, lässt sich auf diese weise doch besonders 

eindrucksvoll Problem- und handlungsbereitschaft demonstrieren.

unter den wissenschaftlichen beobachtern überwiegt demgegenüber die 

skepsis bei weitem. Das Parteiverbot gehört zum klassischen repertoire 

des autokratischen staatsschutzes. seine Einführung in das grundgesetz 

war ausdruck der traumatischen Erfahrungen mit dem untergang der 

weimarer republik und der legalitätstaktik der nationalsozialisten. wis-

senschaftliche anhänger einer „militant democracy” wie karl loewenstein 

vertraten bereits in den fünfziger Jahren die auffassung, die anwendung 

eines demokratietheoretisch derart problematischen abwehrinstruments 

sei allenfalls in zeiten höchster bedrohung statthaft, um das schlimmste 

zu verhüten. Eine konsolidierte Demokratie habe es nicht nötig, sich der-

artiger mittel zu bedienen. Von den sechziger Jahren an befürworteten 

die meisten sicherheitspolitiker der großen demokratischen Parteien die 

anwendung des „opportunitätsprinzips” bei der anwendung der abwehr-

instrumente. zu recht wurde auf ihre vielfach kontraproduktiven wir-

kungen hingewiesen: Verbote seien ein bequemes mittel, schafften ein 

Problem jedoch nicht aus der welt. Die anhänger verbotener organisa-

tionen gingen womöglich in den untergrund, griffen zum mittel der 

gewalt. Verbote erschwerten die beobachtung und eine realistische 

gefahreneinschätzung. Die 1956 verbotene kPD wurde unter anderem 

namen (DkP) 1968 auch deshalb wieder zugelassen, weil man nicht 

länger in einem atemzug mit autoritären regimen genannt werden 

wollte, in denen – wie in franco-spanien – Parteiverbote bestanden. 
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angesichts all dieser Erfahrungen war es schon 2001 problematisch, das 

rostige schwert des Parteiverbots aus der waffenkammer zu holen. Dass 

mit seiner anwendung ein wirkungsvoller beitrag zur bekämpfung rechts-

extrem motivierter gewalt geleistet werden könnte, war ohnehin mehr 

als zweifelhaft, da jeder professionelle beobachter ohnehin weiß, dass die 

statistik rechtsextrem/fremdenfeindlich motivierter gewalttaten nicht 

vom nPD-umfeld bestimmt wird. Die dann aufgetretenen Verfahrenspro-

bleme fügten den bekannten argumenten, die gegen ein Parteiverbots-

verfahren sprachen, noch ein weiteres hinzu.

sinnvoller erscheint demgegenüber eine Diskussion, die in jüngster zeit 

eröffnet worden ist und darauf zielt, der nPD nicht ihre freiheitsrechte  

zu beschneiden, ihr aber staatliche Vergünstigungen zu entziehen. aller-

dings bedeutete auch dies eine beeinträchtigung der chancengleichheit 

einer Partei. Die Entscheidung darüber könnte daher nicht in die hände 

der politischen Exekutive gelegt werden. Vielmehr bedürfte es auch hier-

zu eines verfassungsrichterlichen urteilsspruchs. zudem müsste die maß-

nahme für alle Parteien/organisationen gleichermaßen gelten, deren Ver-

fassungswidrigkeit festgestellt wird – unabhängig von der jeweiligen 

ideologischen orientierung. Die Diskussion darüber sollte also grundsätz-

lich, nicht allein mit blick auf die nPD, geführt werden. 

Dabei sollte der antitotalitäre und antiextremistische konsens, auf dem 

die politische ordnung des grundgesetzes beruht, richtschnur sein. Er 

wendet sich gegen jegliche bestrebungen, die grundlegenden Prinzipien 

des demokratischen Verfassungsstaates widerstreiten und autokratischen 

Entwicklungen den weg ebnen – seien sie rechtsextrem, linksextrem 

oder religiös-fundamentalistisch motiviert. Die wertorientierte toleranz 

des grundgesetzes schließt eine haltung des „anything goes” ebenso aus 

wie eine alarmistische Verfassungsmilitanz. insofern ist die Parole „keine 

freiheit den feinden der freiheit!”, die nicht zufällig dem Jakobiner saint-

Just zugeschrieben wird, dem demokratischen Verfassungsstaat nicht 

angemessen. Die offene gesellschaft muss ihren mitgliedern viel zumu-

ten, selbst wenn dies vielen als „unerträglich” erscheinen mag. im inte-

resse der liberalität tut sie gut daran, die grenze des als „unerträglich” 

geltenden sektors öffentlicher bestrebungen und bekundungen eng zu 

ziehen. Die freiheitliche Demokratie kann sich nämlich auch buchstäblich 

zu tode schützen. sie lebt vom wettstreit der meinungen und erfordert 

ein mindestmaß an Vertrauen in die urteilsfähigkeit der bürger. auch wer 

unter bestimmten bedingungen Eingriffe in die freiheitssphäre von 

Einzelnen und sozialen gruppen aus gründen des Demokratieschutzes für 

erforderlich hält, tut gut daran, diese auf eng umrissene tatbestände 

einzugrenzen. sonst wird ein abschüssiger weg beschritten, der das Ende 

individueller freiheit bedeuten könnte.

Kailitz, Steffen: Die nationalsozialistische Ideologie der NPD. In: Backes, Uwe /
Steglich, Hendrik (Hrsg.): Die NPD. Erfolgsbedingungen einer rechtsextremisti-
schen Partei. – Baden-Baden: Nomos, 2007. – S. 337-353, hier S. 352.
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